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Verwaltungsgericht Hamburg 

Beschluss 

 

In der Verwaltungsrechtssache  

  
…,  

- Antragstellerin - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
…  
 
g e g e n 

 

Freie und Hansestadt Hamburg, 
vertr. d. d. Behörde für Kultur und Medien, 
Denkmalschutzamt,  
… ,  

- Antragsgegnerin -  
 
hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 7, am 2. Dezember 2025 durch  
 
…,  
…,  
…  
 
beschlossen: 
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Der Antrag auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes wird abgelehnt.  

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin.  

Der Streitwert wird auf x Euro festgesetzt. 

 

 

Rechtsmittelbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten und sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an 
das Hamburgische Oberverwaltungsgericht zu. Sie ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Beschlusses beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, eingeht.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. Die 
Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen. Sie muss einen bestimmten 
Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern ist oder aufzuheben ist, und 
sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen.  
 
Der Beschwerde sowie allen Schriftsätzen sollen, sofern sie nicht in elektronischer Form eingereicht werden, 
Abschriften für die Beteiligten beigefügt werden.  
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. 
Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten 
Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 
VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der 
weiteren Einzelheiten auf § 67 Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
 
Hinsichtlich der Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten die Beschwerde an das Hamburgische 
Oberverwaltungsgericht zu. Die Streitwertbeschwerde ist beim Verwaltungsgericht Hamburg, 
Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Sie ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
erlangt hat, schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen.  
 
Soweit die Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nicht durch das Verwaltungsgericht zugelassen worden 
ist, ist eine Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nur gegeben, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 200 Euro übersteigt.  
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Gründe 

A. Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 

der Antragstellerin vom … 2024 gegen die denkmalrechtliche Sicherungsverfügung vom … 

2024, mit der ihr als Grundeigentümerin aufgegeben wurde, mehrere Maßnahmen zur 

Sicherung des Bauwerks „Schilleroper“ auf dem Grundstück Bei der Schilleroper 14, 16, 

20, Lerchenstraße (entsprechend Flurstück 1051 der Gemarkung St. Pauli Nord) 

durchzuführen – namentlich mit dem Inhalt, 

„[1.] geeignete Maßnahmen zu treffen, um an der denkmalgeschützten 
Stahlskelettkonstruktion Bei der Schilleroper 14 und 16 folgende Mängel zu 
beseitigen und künftige Mängel zu verhindern: 

- Die Gründung des Denkmals ist unzulänglich, […]. 

- Geeignete Maßnahmen zur Befestigung der losen Stellen, Reparatur und 
sofern erforderlich Teilerneuerung der beschädigten, korrodierten und 
versagenden Stellen und Fehlstellen (auch Anschlusspunkte und 
Knotenbleche), erforderliche Behebung der relevanten Deformierungen in 
den Eckbereichen der Fachwerkstreben sowie Ertüchtigung der 
Stahlskelettkonstruktion zu treffen gem. […] Gutachten zur Erhaltbarkeit der 
Stahlskelettkonstruktion von [GA1] […] vom 26.12.2023 zum Zwecke der 
Herstellung der Verkehrssicherheit […]. 

- Aussteifung der Stahlskelettkonstruktion gegen Windlast, die in 
Teilbereichen mangelhaft ist. 

- Aufbringung eines Schutzes […] gegen weitere Korrosion […], da das 
Denkmal nach der Wegnahme der Gebäudehülle der freien Bewitterung von 
allen Seiten ausgesetzt ist. […] 

Eine Schadensaufnahme, eine umfassende statische Betrachtung und Berechnung 
sowie Vorschläge für eine erforderliche Sicherung, Reparatur und Ertüchtigung der 
Stahlskelettkonstruktion sind im Gutachten [GA1] vom 26.12.2023 dargestellt. 

Folgende Maßnahmen sind auszuführen: 

a) Zunächst ist die Baustelleneinrichtung herzustellen, so dass ein 
ordnungsgemäßer und reibungsloser Ablauf aller Bauarbeiten in der 
vorgesehenen Ausführungszeit gewährleistet ist. Ein ausreichender und 
angemessener Schutz für die Sicherung der anstehenden 
Sicherungsmaßnahmen ist einzurichten. […] 

b) Die Gründung des Denkmals ist zu ertüchtigen. Die Ausführung erfolgt gem. 
de[m] o.g. Gutachten [GA1] und der Beschreibung [darin …]. Erforderliche 
Maßnahmen sind hier: 

[aa. - dd. nach Art, Umfang und Ort bestimmte einzelne Fundamentierungs-
maßnahmen] 
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ee. Die Gründung der Stützen erfolgt abschnittsweise in geeigneter und 
denkmalgerechter Art und Weise in situ, d.h. in additiver Ertüchtigung. 

c) D[ie] Stahlskelettkonstruktion ist zur Herstellung der Standsicherheit und 
Verkehrssicherheit statisch zu ertüchtigen und zu ergänzen gem. […] 
Gutachten [GA1]. Dies beinhaltet folgende erforderliche Maßnahmen: 

aa. Allgemeine Maßnahmen  

a. Alle losen oder beschädigten Bauteile, die keine statische 
Funktion mehr aufweisen, sind gegen Herabfallen zu sichern und 
wenn dies nicht möglich ist zu entfernen 

b. Alle Schrauben und Nieten sind zu prüfen, fehlender oder 
beschädigte Verbindungsmittel sind zu ersetzen 

c. Die gesamte Stahlstruktur ist von Korrosionsprodukten zu 
reinigen 

[bb. - jj.: nach Art, Umfang und Ort bestimmte einzelne Ersetzungs- und 
Ergänzungsmaßnahmen] 

d) Die vorhandenen und erhaltungsfähigen Nietenkonstruktionen werden 
gegen Spaltkorrosion geschützt, indem sowohl eine Feuchteverdrängung 
aus den Spalten erfolgt und eine Versiegelung des Stahls in ebendiesen 
durch mehrfachen Eintrag geeigneter (stark kriechfähig[er], 
tiefenwirksam[er] und adsorptionshindernd[er]) Kriechöle vorgenommen 
wird. 

e) Im Anschluss wird ein geeigneter Korrosionsschutz auf die 
Stahlskelettkonstruktion aufgebracht, bspw. gemäß den Angaben aus dem 
Gutachten [GA1]. 

Alle Arbeiten verstehen sich inkl. der dafür erforderlichen Vorarbeiten wie 
bspw. [einer] partiellen erforderlichen Reinigung und Abnahme der 
Korrosionsprodukte und losen Farbpartikel. Die Arbeiten erfolgen in situ. Die 
denkmalgeschützte Stahlskelettkonstruktion darf nicht komplett abgebaut 
und wiederaufgebaut werden. 

2.-3. [Durchführungsfrist 9 Monate; Modalitäten] 

4. Andere Maßnahmen als die unter 1.genannten, welche ebenfalls zu dem Ergebnis 
der Sicherung des Denkmals vor weiterem Verfall führen, sind in Abstimmung mit 
dem Denkmalschutzamt möglich. 

[5., 6. Fristsetzung zu Nr. 4; Zwangsmittelankündigung] 

7. Die Verfügung wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
für sofort vollziehbar erklärt.“ –, 

bleibt ohne Erfolg. 
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Er ist nach § 80 Abs. 5 Satz 1, 2. Alt. VwGO statthaft und auch sonst zulässig, aber 

unbegründet. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung vom … 2024 genügt dem formellen 

Begründungserfordernis (hierzu unter I.). Das öffentliche Interesse an der sofortigen 

Vollziehung der Rücknahme überwiegt das Aussetzungsinteresse der Antragstellerin 

(hierzu unter II.). 

I. Die Antragsgegnerin hat das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung der 

Sicherungsverfügung in einer dem formellen Erfordernis des § 80 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 80 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO genügenden Weise schriftlich begründet. § 80 Abs. 3 Satz 1 

VwGO soll einer gleichsam automatischen Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit 

vorbeugen und verpflichtet die Behörde grundsätzlich, mit einer auf den konkreten Fall 

abgestellten und nicht lediglich „formelhaften“ schriftlichen Begründung das besondere 

Interesse an der sofortigen Vollziehung darzulegen (vgl. BVerwG, Beschl. v. 21.4.1995, 

1 VR 9.94, juris Rn. 4; OVG Hamburg, Beschl. v. 14.8.2008, 3 Bs 92/08, n.v.). Auf die 

inhaltliche Richtigkeit oder Tragfähigkeit der Begründung kommt es demgegenüber in 

diesem Zusammenhang nicht an (vgl. OVG Hamburg, Beschl. v. 20.2.2012, 2 Bs 14/12, 

juris Rn. 10; Beschl. v. 21.4.2020, 2 Bs 36/20, n.v. S. 5 BA). Diese Anforderungen sind 

eingehalten. 

Die Antragsgegnerin hat die Anordnung der sofortigen Vollziehung unter Teil XIV des 

Bescheids vom … 2024 formal gesondert und mit hinreichendem Bezug zum Einzelfall wie 

auch zum Sofortvollzug damit begründet, es gelte die Verschlechterung unverzichtbarer 

Teile des Denkmals durch Witterungseinflüsse bereits während eines 

Rechtsbehelfsverfahrens zu verhindern. 

 II.  Das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung der Sicherungsverfügung 

überwiegt das private Aussetzungsinteresse der Antragstellerin. Ihr Widerspruch gegen die 

Verfügung dürfte nach dem Erkenntnisstand des Eilverfahrens ohne Aussicht auf Erfolg 

sein (hierzu unter 1.); das auch im Fall eines voraussichtlich rechtmäßigen Verwaltungsakts 

erforderliche besondere öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehbarkeit ist vorliegend 

anzuerkennen (hierzu unter 2.). 

1. Die Sicherungsverfügung vom … 2024, die mit allen Teilregelungen in § 7 Abs. 6 

Satz 1 DSchG ihre Rechtsgrundlage findet, wird im Widerspruchsverfahren voraussichtlich 

nicht aufzuheben sein. Sie dürfte rechtmäßig sein und dürfte deshalb die Antragstellerin 

nicht in ihren Rechten verletzen. 
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a. Formellrechtliche Bedenken gegen die Sicherungsverfügung bestehen nicht. Sie 

erweist sich auch als im Sinne von § 37 Abs. 1 HmbVwVfG inhaltlich hinreichend bestimmt. 

Anders als die Antragstellerin meint, bedarf es keiner vollständigen und abschließenden 

Aufzählung sämtlicher Einzelmaßnahmen oder gar einer Anleitung zu einzelnen 

Arbeitsschritten. Der Inhalt der auferlegten Verpflichtungen ergibt sich hinreichend 

eindeutig aus der Beschreibung unter Nr. 1 a) - e) der Verfügung sowie der hierzu 

vorgenommenen Berichtigung in dem Schriftsatz vom … 2025 (dort S. xxx, …), die durch 

das in Bezug genommene Gutachten des Dipl.-Restaurateurs [GA1] vom 26. Dezember 

2023 und die der Verfügung vorangestellte summarische Mängel- bzw. Zielschilderung 

(„Die Gründung des Denkmals ist unzulänglich…“ bis „…Korrosionserscheinungen 

aufweist, die sich perspektivisch verstärken werden.“) konkretisiert sind (vgl. 

OVG Hamburg, Beschl. v. 5.7.2022, 3 Bs 259/21, juris Rn. 44 zur Herstellung 

ausreichender Bestimmtheit durch eine Zielschilderung). 

Auch steht der hinreichenden Bestimmtheit nicht die Verwendung wertungsnaher Begriffe 

entgegen, da deren Bedeutung für den Einzelfall aus den genannten Zusammenhängen 

durch Auslegung ermittelt werden kann. Soweit die Antragstellerin insbesondere 

beanstandet, der Begriff der „Bauteile, die keine statische Funktion mehr aufweisen,“ bei 

Nr. 1. c) aa. a. der Verfügung sei unklar, trifft dies nicht in einem rechtserheblichen Sinne 

zu. Wie der hierauf bezogene Handlungsauftrag (Sicherung gegen Herabfallen) einerseits 

und andererseits die Bezugnahme vorrangig auf „lose oder beschädigte“ Bauteile und nur 

im einschränkenden Relativsatz auf die Funktionslosigkeit in statischer Hinsicht 

verdeutlicht, geht es um Bauteile, bei denen eine akute Gefahr des Herabfallens besteht, 

weil sie erkennbar lose oder in ablösungsrelevanter Weise beschädigt sind (und in diesem 

Sinne keine statische Bedeutung für die Gesamtanlage mehr haben). Dass dafür in 

gewissem Rahmen eine fachliche Bewertung vorzunehmen ist und diese erst vor Ort, in 

Abhängigkeit vom aktuellen Zustand vorgenommen werden kann, führt zu keiner Unklarheit 

des Verfügungsinhalts, da die Maßnahmen in ihrer Gesamtheit ohnehin nur unter 

stahlbaufachlicher Begleitung sinnvoll vorgenommen werden können. Weil die Verfügung 

Maßnahmen gegen einen sich ggfls. dynamisch verschlechternden Zustand formuliert, ist 

eine vollständig exakte Bezeichnung der betroffenen Bauteile schon wesensmäßig nicht 

denkbar. 

Unbedenklich ist auch die Verwendung der Bestimmung, wonach die Maßnahmen 

betreffend die Gründung gemäß Nr. 1. b) ee. einerseits und betreffend den 

Korrosionsschutz gemäß Nr. 1. e) andererseits „in situ“ vorzunehmen seien. Welcher 

konkrete Gehalt dieser lateinischen Wendung – auf Deutsch: vor Ort – zukommt, ist 
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ebenfalls aus dem jeweiligen Regelungszusammenhang erkennbar. So ergibt sich bei 

Nr. 1. e) aus dem Zusatz, wonach die denkmalgeschützte Stahlskelettkonstruktion nicht 

„komplett abgebaut und wiederaufgebaut“ werden dürfe (Hervorhebung hinzugefügt), dass 

die „in-situ“-Vorgabe insoweit einer vorübergehenden Entfernung von jeweils einzelnen 

Teilen aus der Gesamtkonstruktion zur Bearbeitung vorrangig auf dem 

Denkmalgrundstück, nötigenfalls aber auch andernorts nicht entgegensteht. Dies hat die 

Antragsgegnerin in ihrem Schriftsatz vom … 2025 (dort S. 5, Bl. xxxx d.A.) nochmals 

verbindlich klargestellt, was für die Behebung eines Bestimmtheitsmangels (selbst wenn 

ein solcher entgegen dem Vorstehenden gegeben wäre) auch nachträglich beachtlich wäre. 

b. Die Sicherungsverfügung ist voraussichtlich, nach dem Erkenntnisstand des 

Eilverfahrens und insbesondere ausgehend von den Angaben der Antragstellerin zu 

Umständen aus ihrem Bereich, materiell rechtmäßig. Sie hält sich in dem durch § 7 Abs. 1 

und 6 Satz 1 DSchG vorgegebenen tatbestandlichen Rahmen (hierzu unter aa.) und ist auf 

der Rechtsfolgenseite auch sonst nicht zu beanstanden (hierzu unter bb.). 

aa. Die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 7 Abs. 6 Satz 1 DSchG sind erfüllt. 

Danach können die Verfügungsberechtigten – dies ist hier die Antragstellerin als 

Eigentümerin – durch die zuständige Behörde verpflichtet werden, bestimmte Maßnahmen 

zur Erhaltung [hierzu unter (2)] eines Denkmals [hierzu unter (1)] durchzuführen. Der auch 

für hoheitliche Anordnungen geltende „Rahmen des Zumutbaren“ im Sinne von § 7 Abs. 1 

Satz 1 DSchG ist nicht überschritten [hierzu unter (3)]. 

(1) Die noch vorhandenen Teile der so genannten „Schilleroper“, d.h. der 

zwischenzeitlich von einer zunächst noch vorhandenen einfachen Dach- und Wand-

Einkleidung mit teileinfassendem Mauerwerk und einer Begleitbebauung befreiten 

Stahlkonstruktion des Rundbaus, gehören weiterhin zu einem (Bau-)Denkmal im Sinne des 

Gesetzes. Der Vortrag der Antragstellerin, es habe sich mangels historischer Bedeutung 

nie um ein Denkmal gehandelt, jedenfalls sei durch die von ihr vorgenommene Beseitigung 

von Dach- und Wandbekleidung und der gemauerten Begleit- bzw. Einfassungsbebauung 

die Denkmaleigenschaft entfallen, verkennt die für die Beurteilung des Objekts 

maßgeblichen rechtlichen und tatsächlichen Umstände. 

(a) Die Denkmaleigenschaft folgt bereits aus der Tatbestandswirkung des weiterhin 

beachtlichen bestandskräftigen Unterschutzstellungsbescheids vom … 2007 (Bl. xxx f. der 

Sachakte) betreffend das „Gebäude Bei der Schilleroper 14, 16, 20, Lerchenstraße, 

-Schilleroper-, belegen auf dem Flurstück 1051 der Gemarkung St. Pauli Nord“ in Gestalt 
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des in der Verwaltungsrechtssache 7 K 2217/08 zur Niederschrift der beschließenden 

Kammer protokollierten Teilaufhebungsbescheids vom … 2011. Die Verbindlichkeit der 

Regelung ist nicht durch die Einführung des ipso-iure-Prinzips (d.h. des Erwerbs der 

Denkmaleigenschaft unmittelbar kraft gesetzlicher Regelung) im derzeitigen, mit Wirkung 

zum 1. Mai 2013 in Kraft getretenen Denkmalschutzgesetz weggefallen (vgl. zur 

fortgesetzten Beachtlichkeit einer Unterschutzstellungsverfügung alten Rechts bereits 

VG Hamburg, Beschl. v. 28.7.2023, 7 E 2189/23, n.v.). Dies entspricht dem Grundsatz, 

dass wirksame Verwaltungsakte ihre Regelungsaussage auch bei Änderung der 

Rechtslage beibehalten (vgl. nur Ramsauer, in: Kopp/ders., VwVfG, 25. Aufl. 2025, § 43 

Rn. 89), und gilt hier deshalb, weil dem (Bau-)Denkmalbegriff durch § 4 Abs. 1 Satz 1, 

Abs. 2 DSchG keine gegenüber der früheren Rechtslage abweichende Bedeutung gegeben 

worden ist (siehe nur die Ges.-Begr., Bü-Drs. 20/5703, S. 15: „ohne dass sich … der 

Schutzumfang ändert“; „definiert unter Beibehaltung der bisherigen Erhaltensgründe das 

Baudenkmal“). Der Neuerlass des Denkmalschutzgesetzes im Jahr 2013 zielte auf 

Verfahrenserleichterungen für den künftigen Denkmalschutz, nicht aber auf 

Statusveränderungen im Denkmalbestand (siehe Ges.-Begr., a.a.O., S. 1 ff.). 

Mit dem genannten Bescheid wurde der Rundbau insgesamt, d.h. insbesondere unter 

Einschluss des tragenden Stahlskeletts, das sowohl in Bezug auf den bautechnischen 

Anspruch als auch in Bezug auf den Denkmalwert den wesentlichen Teil seiner Substanz 

ausmacht (dazu sogleich), unter Schutz gestellt. 

(b) Die Unterschutzstellungsverfügung vom … 2007 ist ungeachtet des 

zwischenzeitlich eingetretenen o.g. Teil-Substanzverlusts des Denkmals weiterhin 

maßgeblich. Eine insoweit allein relevante Erledigung (§ 43 Abs. 2 HmbVwVfG) durch 

endgültigen Wegfall entscheidender Teile des Schutzobjekts ist nicht eingetreten. Die für 

die Denkmaleigenschaft wesentliche Stahlkonstruktion [hierzu unter (aa)] ist weiterhin 

vorhanden. Insbesondere ist eine denkmalgerechte Vervollständigung nach Durchführung 

der lediglich vorläufigen Sicherungsarbeiten bzw. zum Zwecke eines neuen 

Nutzungskonzepts weiterhin möglich und erscheint zumindest im Grundsatz rechtlich 

geboten [hierzu unter (bb)]. Nichts anderes ergibt sich aus dem Umstand, dass der 

Antragstellerin die Maßnahmen, die zu dem Verlust von Teilen der Substanz geführt haben, 

denkmalrechtlich genehmigt waren [hierzu unter (cc)]. 

(aa) Die die Denkmaleigenschaft begründende Qualität der „Schilleroper“ folgt aus ihrer 

geschichtlichen und stadtbildbezogenen Bedeutung. Diese kommt gerade in dem noch 

vorhandenen Stahlskelett zum Ausdruck, das dem Bau seine Zirkusgestalt verleiht und als 
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solches selbst Beleg der bauzeitlichen Ingenieurbauweise ist. Insoweit ist auf die 

Ausführungen der beschließenden Kammer in dem rechtskräftigen Urteil vom 27. Mai 2011 

zur Unterschutzstellungsverfügung zu verweisen (7 K 2217/08, n.v.): 

„Der Rundbau ist als Zeugnis für ein stationäres Zirkusgebäude aus dem 
19. Jahrhundert von geschichtlicher Bedeutung. 

Denkmalschutz dient der Erhaltung beweglicher und unbeweglicher Sachen aus 
historischen Gründen im weitesten Sinne. Durch ihn sollen kunst- und 
architekturgeschichtliche Epochen und Entwicklungen, aber auch sozial-, wirtschafts- 
und kulturgeschichtliche sowie allgemein die Geschichte der Menschheit betreffende 
Ereignisse und Zeitabschnitte dokumentiert werden. Das Tatbestandsmerkmal der 
geschichtlichen Bedeutung ist damit als ein die übrigen Tatbestandsmerkmale 
übergreifendes Kriterium für die Denkmalschutzwürdigkeit aufzufassen (vgl. OVG 
Hamburg, Urt. v. 16.5.2007, 2 Bf 298/02 – NVwZ-RR 2208, 300; OVG Hamburg, Urt. 
v. 14.9.1995, OVG Bf II 60/93, m.w.N.). Die geschichtliche Bedeutung eines Objekts 
folgt dabei aus seinem Wert für die Dokumentation früherer Bauweisen und der 
politischen, sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sonstigen Verhältnisse, die in 
ihm zum Ausdruck gelangen. Das Objekt muss geeignet sein, geschichtliche 
Entwicklungen aufzuzeigen oder zu erforschen. Dies ist dann der Fall, wenn das 
Objekt für die politischen, sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sonstigen 
Verhältnisse in bestimmten Zeitepochen einen Aussagewert hat, wenn ihm als 
Wirkungsstätte namhafter Personen oder als Schauplatz historischer Ereignisse ein 
bestimmter Erinnerungswert beizumessen ist oder wenn es im Sinne eines 
Assoziationswertes einen im Bewusstsein der Bevölkerung vorhandenen Bezug zu 
bestimmten politischen, sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sonstigen 
Verhältnissen seiner Zeit herstellt. Entscheidend ist der dokumentarische und 
exemplarische Charakter des Schutzobjekts als ein Zeugnis der Vergangenheit (vgl. 
zum Ganzen OVG Hamburg, Urt. v. 16.5.2007, a.a.O., m.w.N.). 

Vorliegend dokumentiert der Rundbau mit seiner Eisen- und Stahlkonstruktion die 
Zirkusarchitektur des ausgehenden 19. Jahrhunderts wie auch die Ingenieurbauweise 
des Industriezeitalters. Insofern ist unerheblich, ob auch die späteren, aber gleichwohl 
historischen Nutzungsformen des Gebäudes als ‚Schiller-Theater‘ und ‚Schiller-Oper‘ 
heute noch spezifisch erkennbar sind. Es genügt, dass sich an der unveränderten 
Form und Konstruktion der ursprüngliche Verwendungszweck des Gebäudes als 
Zirkus weiterhin ablesen lässt. […] 

Vielmehr ist ein denkmalfähiger Aussagewert auch dann zu bejahen, wenn das 
Objekt zusammen mit anderen Quellen einen optischen Eindruck von historisch 
bedeutsamen Gegebenheiten vermitteln kann und insoweit geeignet ist, seinem 
Betrachter die Vergangenheit vor Augen zu führen (vgl. zum Ganzen OVG Hamburg, 
Urt. v. 16.5.2007, a.a.O.). Dies ist hier in Bezug auf den Rundbau als Zeugnis für ein 
stationäres Zirkusgebäude aus dem vorletzten Jahrhundert der Fall. Denn seine 
markante Rundform macht – worauf sich die Beklagte zu Recht gestützt hat – noch 
heute den von der Grundform Manege ausgehenden Bautyp Zirkus, wie er für das 
ausgehende 19. Jahrhundert typisch war, anschaulich.  

Der Rundbau stellt darüber hinaus auch eine charakteristische Eigenheit des 
Stadtbildes dar. Ein Bauwerk ist […] zur Bewahrung charakterlicher Eigenheiten des 
Stadtbildes denkmalschutzfähig, wenn seine Erscheinung in herausgehobener Weise 
ein Orts-, Platz- oder Straßenbild seit alters her bestimmt oder kennzeichnender 
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Bestandteil einer typisch historischen Stadtstruktur ist (vgl. OVG Hamburg, Urt. v. 
1.2.1988, Bf II 69/85 – NVwZ-RR 1989, 117). Diese Voraussetzungen sind hier im 
Hinblick auf die markante Rundform und die auffallende Dachkonstruktion mit 
Laterne, die sich von der Umgebungsbebauung deutlich abheben und das 
Straßenbild in diesem Bereich St. Paulis seit rund 120 Jahren durchgehend 
bestimmen, gegeben. Auch diese Bewertung wurde von den Klägern zumindest im 
Jahre 1993 geteilt, als sie in einem Schreiben an die Beklagte der Schilleroper 
‚sicherlich stadtteilprägenden Charakter‘ beimaßen. 

[…] 

[… D]er Rundbau der Schilleroper [ist] als erhaltungswürdig […] anzusehen. 
Entscheidendes Gewicht ist dabei dem Umstand beizumessen, dass es sich bei dem 
Rundbau um den – nach den vorliegenden und von den Klägern auch nicht in Zweifel 
gezogenen Erkenntnissen – letzten erhaltenen stationären Zirkusbau des 19. 
Jahrhunderts in Deutschland handelt, dem damit sogar die grundsätzlich nicht 
geforderte Einmaligkeit zukommt. Wie sich aus dem überzeugenden 
Bauzustandsgutachten von Prof. Dr.-Ing. Lorenz vom 15.3.2007 ergibt, ist ungeachtet 
der zahlreichen Nutzungsänderungen und Eingriffe nicht nur die stadtbildprägende 
Silhouette, sondern auch die Originalsubstanz des Stahltragwerks des Rundbaus in 
seinen wesentlichen Bestandteilen erhalten geblieben. Auch der Umstand, dass im 
südlichen Teil des Rundbaus einzelne Stahlstützen bzw. Stahlträger (Teile der 
Fachwerkbinder, Hauptstützen und die Pultdachkonstruktion im südlichen Teil des 
Rundbaus) erneuert sowie insgesamt die historische Außenhaut überwiegend ersetzt 
wurde, führt hier nicht zur Verneinung der Erhaltungswürdigkeit des Rundbaus. 
Nachträgliche Änderungen an einem Gebäude lassen das Erhaltungsinteresse 
grundsätzlich nicht entfallen, wenn sich an den baulichen Veränderungen, die das 
Gebäude im Laufe der Zeit erfahren hat, die damit einhergehenden Änderungen im 
Sinne des Schutzgrundes noch ablesen lassen (Viebrock, in: Martin/Krautzberger, 
a.a.O., Teil C Rn. 29). Entsprechend können auch Teilwiederherstellungen am 
Denkmalwert des ganzen Objekts teilnehmen, wenn sie sich funktional unterordnen 
und das Original im Übrigen nicht beeinträchtigen (Viebrock, in: Martin/Krautzberger, 
a.a.O., Teil C Rn. 29 m.w.N.). Letzteres ist hier in Bezug auf die ersetzten 
Eisenelemente der Fall, die nach dem Bauzustandsgutachten vom 15.3.2007 unter 
Beibehaltung der historischen Konstruktionssprache, z.B. durch das Aufkleben von 
Nietköpfen, in den Rundbau eingebracht wurden. Gleiches gilt für die überwiegende 
Ersetzung der ursprünglichen Wellblechaußenhaut. Denn die an ihrer Stelle 
angebrachte, in ihrer optischen Wirkung vergleichbare Welleternitverkleidung entfernt 
sich nicht in erheblichem Maße vom historischen Gesamterscheinungsbild des 
Rundbaus. 

[…] 

[…] Die an das öffentliche Erhaltungsinteresse zu stellenden Anforderungen sind 
auch im Übrigen gegeben. Das Bestehen eines öffentlichen Erhaltungsinteresses 
setzt grundsätzlich voraus, dass die Notwendigkeit der Erhaltung eines Objekts in das 
Bewusstsein der Bevölkerung oder eines breiten Kreises von Sachverständigen oder 
Interessierten eingegangen ist (vgl. OVG Hamburg, Urt. v. 16.5.2007, a.a.O.). Dies 
ist hier der Fall. Das Interesse der Fachöffentlichkeit und der Bevölkerung lässt sich 
in der Regel durch Fachpublikationen und Presseberichte dokumentieren (vgl. OVG 
Hamburg, Urt. v. 16.5.2007, a.a.O.; Moench/Otting, NVwZ 2000, 146, 150). 
Vorliegend ist die ‚Schilleroper‘ Gegenstand von mindestens zwei Fachmonographien 
(Anke Rees, Die Schilleroper in Hamburg: der letzte Zirkusbau des 19. Jahrhunderts 
in Deutschland, in: Beiträge zur Sozial- und Kulturgeschichte St. Paulis, Hamburg 
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2010; Horst Königstein, Die Schilleroper in Altona: eine Archäologie der Unterhaltung, 
Frankfurt am Main 1983). Darüber hinaus wurde über sie in zahlreichen 
Zeitungsartikeln berichtet […]. Nach alledem besteht für das Gericht kein Zweifel 
daran, dass die Notwendigkeit der Erhaltung der Schilleroper in das Bewusstsein 
sowohl der (hamburgischen) Bevölkerung als auch von fachlich Interessierten 
eingegangen ist. Auf Grundlage der oben zitierten Fachpublikationen, des 
Gutachtens der Beklagten vom 14.11.1997 sowie des Votums des unabhängigen 
Denkmalrates vom 5.6.2008 spricht auch vieles dafür, dass in sachverständigen 
Kreisen ein ‚breiter‘ Konsens über die Notwendigkeit der Erhaltung der Schilleroper 
herrscht. Dies kann jedoch letztlich offen bleiben. Denn das öffentliche Interesse an 
der Erhaltung eines Objekts ist auch dann zu bejahen, wenn sich seine geschichtliche 
Bedeutung dem verständigen, über die geschichtlichen Zusammenhänge 
unterrichteten Betrachter offenkundig erschließt und sich die Notwendigkeit der 
Erhaltung aufgrund gewichtiger Besonderheiten des Einzelfalles aufdrängt (OVG 
Hamburg, Urt. v. 16.5.2007, a.a.O.; OVG Berlin, Urt. v. 31.10.1997, 2 B 19.93 – OVGE 
23, 5). Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Die erforderliche Evidenz ergibt sich 
aus der Tatsache, dass der Rundbau aufgrund seiner spezifischen Form bzw. 
Silhouette auch bei bloß oberflächlicher Betrachtung an seine historische Nutzung als 
Zirkus erinnert. Gewichtige Besonderheiten sind gegeben, weil es sich bei dem 
Rundbau um den letzten erhaltenen stationären Zirkusbau des 19. Jahrhunderts in 
der Bundesrepublik Deutschland handelt, der mit seiner Stahltragwerkskonstruktion 
die Ingenieurbauweise des Industriezeitalters dokumentiert. Darüber hinaus stellt der 
Rundbau aufgrund seiner langjährigen Prägung des Stadtbildes ein besonderes 
Identifikationsmerkmal für das Quartier dar.“ 

Dass deshalb nicht etwa die Verkleidung und die sonstige Bebauung des Grundstücks den 

Denkmalwert der „Schilleroper“ begründe(te)n, sondern das weiterhin vorhandene 

Stahltragwerk, hat auch das Hamburgische Oberverwaltungsgericht im Berufungs-

zulassungsverfahren zum zitierten Urteil hervorgehoben (ablehnender Beschl. v. 

6.12.2012, 2 Bf 133/11.Z, juris Rn. 21 und 22): 

„Der Denkmalwert des Rundbaus wird im Wesentlichen durch das Stahltragwerk und 
die hierdurch vermittelte Kubatur des Gebäudes begründet. […] 

[Der endgültige] Verlust der übrigen Bauteile des Rundbaus – mit Ausnahme der 
Fenster der Laterne – [spräche] ebenfalls nicht gegen den Fortbestand der 
Denkmaleigenschaft. Dies gilt für einen guten Teil der Innenausbauten allein schon 
deshalb, weil sie ohnehin erst nachträglich vorgenommen worden sind und nicht den 
ursprünglichen Zustand des Zirkusbaus dokumentieren. Die vollständige Erneuerung 
der Dach- und die weitgehende Erneuerung der Fensterflächen, die neue Einkleidung 
des Tragwerks mit Wellblechelementen und der neue Einbau eines Fußbodens wären 
auch bei einer Restaurierung an Ort und Stelle erforderlich. Dabei würde es sich um 
bloße Erhaltungsmaßnahmen handeln, die regelmäßig nicht zum Verlust der 
Denkmaleigenschaft führen. [… Diese Teile] gehören zwar zum Denkmal, weil das 
Tragwerk einer Einkleidung bedarf und erst diese das Bild der historischen 
Zirkusarchitektur vervollständigt. Ihre Originalsubstanz, die ohnehin schon zumindest 
teilweise ausgetauscht worden sein dürfte, ist für den Denkmalwert jedoch nicht 
bestimmend.“ 
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So ist es nur schlüssig, dass die Antragstellerin selbst in dem früheren gerichtlichen 

Eilverfahren betreffend die frühere Sicherungsverfügung vom … 2019 gegenüber der 

beschließenden Kammer den spezifischen Denkmalwert der Stahlkonstruktion, den sie hier 

in Abrede stellen will, bekräftigt hat. Die Antragstellerin hat seinerzeit vorgetragen 

(Schriftsatz v. …2020, S. 6, Bl. xx d.A. 7 E 639/20): 

„Unstreitig ist zwischen den Parteien, dass die Stahlkonstruktion des Gebäudes Bei 
der Schilleroper 14-16 Denkmalschutz genießt.“ 

„Unstreitig ist zwischen den Parteien zu guter Letzt, dass die Stahlkonstruktion 
erhalten werden soll und gegebenenfalls in ein neues Objekt eingebaut werden kann.“ 

(bb) Dem Umstand, dass die von dem Stahltragwerk allein vermittelte Aussage hinter 

der ursprünglichen des Gesamtdenkmals aktuell zurückbleibt – konkret bedürfte es zur 

Vervollständigung der ursprünglichen Aussage als (ehemaliges) Zirkusgebäude zusätzlich 

der Wiederherstellung insbesondere einer Gebäudehülle, um die Kubatur deutlicher 

sichtbar zu machen –, kommt eine entscheidende Bedeutung auch deshalb nicht zu, weil 

die Antragstellerin gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 DSchG im Grundsatz zu ihrer 

Wiederherstellung verpflichtet ist, soweit dies für die Gesamtaussage des Denkmals von 

Relevanz ist (ohne dass im vorliegenden Streit über die lediglich vorläufige Sicherung des 

Stahltragwerks zu vertiefen wäre, in welchem exakten Umfang oder welcher Gestalt dies 

denkmalrechtlich zwingend wäre). Nach § 7 Abs. 1 Satz 1 DSchG sind die 

Verfügungsberechtigten verpflichtet, das Denkmal im Rahmen des Zumutbaren 

denkmalgerecht zu erhalten, vor Gefährdungen zu schützen und instand zu setzen. Soweit 

die Wiederherstellung der Dach- und Wandeinkleidung von Bedeutung für das Denkmal ist, 

würde es sich bei ihrer Ersetzung lediglich um eine Erhaltungsmaßnahme handeln (vgl. die 

o. zitierten Ausführungen der Kammer und des Hamburgischen Oberverwaltungsgerichts), 

die im Rahmen der Instandhaltung gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 DSchG gleichsam als 

Verschleißreparatur ohne Weiteres mitgeschuldet ist. Selbst wenn man der 

Wiederherstellung der Wand- und Dacheinkleidung eine weiter gehende Bedeutung 

zumessen und darin sogar eine Rekonstruktion abgängiger bedeutungstragender Substanz 

sehen wollte, würde dies im Übrigen kein anderes Ergebnis rechtfertigen. Denn es ist 

geklärt, dass die gesetzliche Erhaltungs- und Instandsetzungspflicht nach § 7 Abs. 1 Satz 1 

DSchG den Verfügungsberechtigten jedenfalls bezogen auf die für den Denkmalwert 

untergeordneten Bauteile auch Teilrekonstruktionen abverlangen kann (vgl. 

OVG Hamburg, Urt. v. 12.9.2019, 3 Bf 177/16, juris Rn. 57; VG Hamburg, Urt. v. 

27.07.2016, 7 K 4374/14, juris Rn. 86 f.). Gerade, weil der Denkmalwert der „Schilleroper“ 

mit der Erhaltung der Gebäudehülle im ursprünglichen Zustand nicht steht und fällt, sondern 



- 13 -  
 
 
 

 
- 14 - 

 

auch bei dem vollständigen Austausch der Einkleidung unbeschadet bleibt (vgl.o.), würde 

dies auch hier gelten. 

(cc) An der Denkmaleigenschaft des verbleibenden Stahlskeletts hat sich auch nichts 

dadurch geändert, dass die Verkleidungsteile nicht durch Substanzverzehr oder sonst 

spontan verloren gegangen sind, sondern ihre gezielte Beseitigung mit denkmalrechtlicher 

Erlaubnis vom … 2021 (Bl. xxxx ff. der Sachakte) gestattet worden war. Eine 

weitergehende Aussage zur Denkmaleigenschaft oder auch nur des Inhalts, dass der am 

Denkmal Verfügungsberechtigte von einer Wiederherstellung der Dach- und 

Wandeinkleidung befreit wäre, kann dieser Erlaubnis nicht entnommen werden. Vielmehr 

ist die Beseitigung der Tragwerkseinkleidung der Antragstellerin, wie sich (zwar nicht durch 

eine ausdrückliche Nebenbestimmung, aber) aus ihrem sonstigen Inhalt und dem Kontext 

ihres Erlasses ergibt, lediglich zur vorübergehenden statischen Entlastung des Tragwerks 

gestattet worden und gerade nicht zu einer dauerhaften Veränderung des Denkmals, 

insbesondere nicht als Teilgenehmigung eines endgültigen Rückbaus. Gegenstand des 

Genehmigungsverfahrens war die Denkmalerhaltung durch Notmaßnahmen; nicht 

hingegen die Betrachtung der Zumutbarkeit einer Sanierung und weiteren Erhaltung der 

„Schilleroper“, auf welche sich die Antragstellerin seinerzeit nicht gestützt und was die 

Antragsgegnerin seinerzeit auch nicht erwogen hat. So heißt es bereits bei der einleitenden 

Beschreibung der genehmigten Maßnahme, es gehe um die „Stützung der 

denkmalgeschützten Stahlkonstruktion“. Im Weiteren wird ausdrücklich darauf 

hingewiesen, dass bei Denkmalen u.a. „Schäden werk-, material- und formgerecht repariert 

werden müssen.“ Schließlich sind auch die zur Begründung gegebenen Erwägungen von 

der Sorge um den „Bestand des denkmalgeschützten Stahltragwerks“ geprägt. Anlass zu 

der Genehmigung gab die Feststellung des sachverständigen Prüfingenieurs [GA2] vom 

19. Februar 2021 (…), dass wegen Gefahr im Verzug die Stahlkonstruktion u.a. durch die 

Entfernung der Dachschalung und „ggfls.“ der Außenwände statisch zu entlasten sowie 

durch eine Stützkonstruktion unter der Dachlaterne zu sichern sei.  

(2) Bei den angeordneten Maßnahmen handelt es sich um solche zur Erhaltung des 

Denkmals im Sinne von § 7 Abs. 6 Satz 1 DSchG. Die Antragsgegnerin hat die 

gesetzesunmittelbare Pflicht der Antragstellerin als Verfügungsberechtigte aus § 7 Abs. 1 

Satz 1 DSchG zur denkmalgerechten Erhaltung der „Schilleroper“ [näher dazu unter (a); 

zur inhaltlichen Qualifikation als Erhaltungsmaßnahme unter (b)] aus einem – hierfür zu 

fordernden – besonderen Anlass [hierzu unter (c)] konkretisiert. 
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(a) Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 DSchG sind die Verfügungsberechtigten verpflichtet, das 

Denkmal im Rahmen des Zumutbaren denkmalgerecht zu erhalten, vor Gefährdungen zu 

schützen und instand zu setzen. Diese Verpflichtung und korrespondierend die 

Anordnungsbefugnis der Denkmalschutzbehörde umfasst gerade auch Maßnahmen zur 

einstweiligen Sicherung eines (grundlegend) sanierungsbedürftigen und in seinem 

derzeitigen Zustand nicht nutzbaren Baudenkmals (OVG Hamburg, Beschl. v. 5.7.2022, 

3 Bs 259/21, juris Rn. 43 ff.; vgl. zum jeweiligen Landesrecht: OVG Münster, Beschl. v. 

22.3.2018, 10 B 328/18; VGH Mannheim, Urt. v. 12.12.1985, 5 S 2653/84, BRS 44 Nr. 128); 

sie hat u.a. zum Inhalt, das Denkmal vor weiterem Verfall zu bewahren, d.h. dem Entstehen 

oder Weiterwirken von Schäden vorzubeugen (OVG Hamburg, Beschl. v. 5.7.2022, a.a.O., 

Rn. 47; vgl. VGH Mannheim, Urt. v. 12.12.1985, a.a.O.). Neben der Sache liegt deshalb die 

mit unterschiedlichem Schwerpunkt vorgebrachte Beanstandung der Antragstellerin, dass 

die angeordneten Maßnahmen noch nicht ermöglichten, das Denkmal wieder sinnvoll zu 

nutzen. Für die tatbestandliche Eröffnung der mit § 7 Abs. 6 Satz 1 DSchG Eingriffs- und 

Regelungsmöglichkeiten kommt es auch nicht darauf an, ob die künftige Nutzung des 

(grundlegend) sanierungsbedürftigen Denkmals bereits feststeht, ebenfalls nicht darauf, 

welche weiteren Umbau- und Veränderungsmaßnahmen eine in Aussicht genommene 

Nutzung ggfls. verlangen wird (vgl. OVG Magdeburg, Beschl. v. 29.1.2008, 2 M 358/07, 

juris Rn. 26; VGH Mannheim, Urt. v. 12.12.1985, 5 S 2653/84, BRS 44 Nr. 128 zum 

dortigen Landesrecht). Anderenfalls hinge die Berechtigung zur Vernachlässigung des 

Denkmals bis zur Realisierung einer Umnutzung allein davon ab, was der 

Verfügungsberechtigte damit vorzuhaben vorträgt bzw. ob er überhaupt eine erneute 

Nutzung des Denkmals zu unternehmen beabsichtigt. Vielmehr muss der 

Verfügungsberechtigte seine Vorstellungen dem Erhalt des Denkmals grundsätzlich 

unterordnen. 

(b) In diesem tatbestandlichen Rahmen halten sich die getroffenen Anordnungen, die 

bezwecken, einem weiteren Substanzverlust, v.a. in Gestalt eines Fortschreitens der 

gemäß vielfacher sachverständiger Feststellungen bereits in erheblichem Ausmaß 

vorhandenen Korrosion, aber auch vorsorglich für bestimmte Lastfälle zu begegnen, sowie 

durch Verbesserung der Bausicherheit auf dem Denkmalgrundstück und Ertüchtigung der 

Gründung die Voraussetzungen für diese Sicherungsarbeiten zu schaffen. 

(aa) Eine im Sinne des Tatbestands von § 7 Abs. 6 Satz 1 DSchG zur Erhaltung des 

Denkmals geeignete und erforderliche Maßnahme ist insbesondere in der Anordnung, nach 

näherer Bestimmung in Nr. 1. d) der Sicherungsverfügung einen Korrosionsschutz 

aufzubringen, zu sehen. 
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Einer Qualifikation der Anordnung gemäß Nr. 1 d) der Sicherungsverfügung als der 

Erhaltung dienlich steht nicht entgegen, dass der von der Antragsgegnerin für die 

Nietverbindungen angeordnete Rostschutz durch Kriechöle ggfls. bereits nach einiger Zeit 

nachzubessern wäre (Gutachten [GA1], S. xx; ders., ergänzende Stellungnahme v. 

20.1.2025, …). Denn der streitgegenständlichen Verfügung geht es tatbestandlich zulässig 

(vgl.o.) um den einstweiligen Schutz des Denkmals. Weil auch im Rahmen der vorläufigen 

Sicherung ein denkmalfachgerechtes Vorgehen geboten ist (vgl. § 7 Abs. 1 Satz 1 DSchG) 

– d.h. dem Substanzerhalt ein hoher Rang zukommt –, kommt es an dieser Stelle auch 

nicht darauf an, dass der angeordnete, substanzschonende Korrosionsschutz nicht dem 

aktuellen, allgemeinen stahlbaulichen Stand der Technik entspricht. 

Die grundsätzlichen Zweifel der Antragstellerin an der Tauglichkeit des Korrosionsschutzes 

durch Kriechöle unter möglichster Bewahrung der vorhandenen Substanz sind nach 

Überzeugung der Kammer im Übrigen widerlegt (siehe die umfangreiche, insbesondere 

über die Tiefe der Rüge hinausgehende und nachvollziehbare ergänzende Stellungnahme 

von [GA1] v. 20.1.2025, …). Dort ist mit Anwendungsbeispielen geschildert, dass das 

Vorgehen mithilfe von Kriechölen bei der Restaurierung historischer – sogar dauerhaft 

bewetterter – Stahlskelettkonstruktionen erprobt und in einschlägigen Kreisen anerkannt 

sei. Ölbasierte Rostschutzsysteme könnten auf restrosthaltigen Oberflächen aufgetragen 

werden und hafteten dort nach Untersuchungen der Deutschen Bundestiftung 

Umweltschutz und des Fraunhofer-Instituts letztlich besser als auf blankem Metall. 

Wasserverdrängungsmittel könnten Feuchtigkeit auch in ungeöffneten Spalten verdrängen 

und dort die Umwandlung von Stahl zu Rost beenden. Die darauffolgende Einbringung von 

Korrosionsschutzölen verhindere eine erneute Anlagerung von Feuchtigkeit an die 

Oberflächen. Der auf das ausweislich der Angaben des Sachverständigen konkret in 

Betracht kommende (aber durch die streitgegenständliche Verfügung nicht vor-

geschriebene) Schutzmittel Y bezogene Einwand, dieses Produkt sei nicht für ständig 

wasserbelastete Bereiche geeignet, wird nachvollziehbar als Missverständnis der 

Antragstellerin über die Bedeutung des Begriffs „ständig wasserbelastet“ zurückgewiesen. 

Der Sachverständige [GA1] legt dar, dass die Teile des Stahlskeletts der „Schilleroper“ von 

„wechselndem Wassereinfluss“ betroffen seien, da es nicht ständig unter Wasser stehe. 

Soweit die Antragstellerin in diesem Zusammenhang weiter geltend macht, dass das 

Stahltragwerk bauzeitlich noch keinen Korrosionsschutz aufgewiesen habe und dass 

insbesondere die auf dem Tragwerk weiterhin vorzufindende Bleimennige nicht diesem 

Zweck gedient habe, kommt es darauf nicht an. Entscheidend ist, dass ein 

Korrosionsschutz zur vorläufigen Sicherung aktuell geeignet und erforderlich ist, seit und 
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weil das Stahltragwerk abweichend von dem früheren Zustand der Bewetterung vollständig 

ungeschützt ausgesetzt ist und bereits umfangreiche Korrosionsschäden aufweist, deren 

Fortschreiten zu besorgen ist (vgl. etwa, von der Antragstellerin vorgelegt, die 

Stellungnahme des Sachverständigen [GA3] v. 28.6.2023, Bl. xxxx ff. der Sachakte: 

Zustand seit „Februar 2022 erheblich und unwiederbringlich verschlechtert“, „rasant 

fortgeschrittenen Materialverlust“; „Mittelabstützung […] nicht geeignet[,] den weiteren 

Verfall des Stahlgerüsts aufzuhalten“; ferner ders., Stellungnahme v. 12.3.2021, …; ders., 

Stellungnahme v. 4.4.2022, Bl. xxxx der Sachakte; ders., Stellungnahme v. 28.11.2024, …; 

und bereits das der Antragsgegnerin erstattete Gutachten von [GA4] v. 6.4.2018, …). 

Anderes geht auch nicht aus der Stellungnahme [GA5] vom 27. Februar 2025 (…) hervor, 

die die Antragstellerin im Rahmen der im vorliegenden Verfahren weiter betriebenen 

Auseinandersetzung über den Zustand des Denkmals vorgelegt hat. Darin ist, zumal nur 

aufgrund allgemeiner Erwägungen und nicht der Anschauung vor Ort, allein die Rede 

davon, dass die Freilegung der Stahlkonstruktion (im Jahr 2021) geeignet gewesen sei, 

eine bessere Trocknung von einwirkender Feuchtigkeit herbeizuführen, und deshalb ein 

langsamerer Korrosionsfortschritt als zuvor zu erwarten sei. Ein Fortschreiten der Korrosion 

wird auch dort gerade nicht ausgeschlossen, sondern vorausgesetzt und die 

Verlangsamung wird nicht näher quantifiziert. 

(bb) Zur Erhaltung des Bauwerks geeignet und erforderlich sind auch die sonstigen, auf 

die statische Absicherung (und die Bau- und Verkehrssicherheit) des Stahlskeletts 

gerichteten Anordnungen. 

Die Kammer geht insoweit davon aus, dass die angeordneten Ausbesserungen an der 

Statik schon allein deshalb geboten sind, damit der vorgesehene Korrosionsschutz (vgl.o.) 

sinnvoll vorgenommen werden kann. 

Aber auch im Übrigen ist nicht ersichtlich, dass den unstrittigen, aktuellen statischen 

Mängeln des Stahlskeletts allein durch das Hilfsgerüst hinreichend vollständig abgeholfen 

wäre, wie die Antragstellerin es mit ihrem Prozessvorbringen (auch) geltend macht. Es ist 

in diesem Zusammenhang nicht substantiiert dargelegt und für die Kammer auch sonst 

nicht ersichtlich, dass die Sicherungsverpflichtung der Antragstellerin hierdurch bereits 

erfüllt wäre. Dieses Traggerüst vermag zwar zumindest Teile der Stahlskelettkonstruktion 

in bestimmten Lastfällen abzufangen (vgl. z.B. die Stellungnahme [GA3] v. 28.11.2024, …: 

Schnee- und Windlasten würden ggfls. zum Einsturz führen). Für sich alleine genommen 

vermag es Substanzverluste insbesondere durch fortschreitende Korrosion allerdings 

genauso wenig zu verhindern, wie es die Bau- bzw. Verkehrssicherheit des Grundstücks 
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vollständig wiederherzustellen vermag (deren Fehlen die Antragstellerin selbst, wenngleich 

in anderem Zusammenhang, mit Nachdruck geltend macht, siehe u.). Eine bis zu einer 

etwaigen Sanierung ausreichende Sicherung durch das Hilfsgerüst wird dementsprechend 

auch von den antragstellerseits vorgelegten sachverständigen Stellungnahmen in Abrede 

gestellt ([GA3] v. 28.6.2023, vgl.o.). 

Dass die angeordneten vorläufigen Sicherungsarbeiten bei alledem mangels verlässlicher 

Berechnung der Statik schon untauglich wären, eine wesentliche, der Möglichkeit einer 

dauerhaften Erhaltung dienliche Verbesserung des Zustands der Stahlkonstruktion als 

Grundlage für den aufzubringenden Korrosionsschutz und für die Standsicherheit zu 

bewirken, ist ebenfalls nicht ersichtlich. Belanglos ist die in diesem Zusammenhang 

vorgebrachte Kritik der Antragstellerin, der Autor des der Sicherungsverfügung zugrunde 

liegenden Gutachtens zur Erhaltbarkeit der Stahlskelettkonstruktion vom 26. Dezember 

2023, der Diplom-Restaurateur [GA1], sei selbst kein Statiker bzw. Ingenieur. Denn sein 

Gutachten beruht an entscheidender Stelle auf einem entsprechend sachverständig 

erstellten Fachbeitrag des Ingenieurbüros [GA6] (vgl. dort S. xx; Anhang Teil x; Teil x). 

Inhaltliche Zweifel an dem Gutachten von [GA1] sieht die Kammer auch nicht durch die in 

ihrer Relevanz für die Fachfragen unklare Bewertung der Antragstellerin begründet, wonach 

das Gutachten darauf ziele, eine Restaurierung zu planen, die ein mit dem Gutachterbüro 

personell verbundenes Unternehmen dann ausführen solle. Soweit schließlich in der 

vorgelegten E-Mail seitens [GA7] an die Antragstellerin vom 21. Januar 2025 (…) Zweifel 

an der Verlässlichkeit der für das Gutachten [GA1] aufgemessenen Querschnittswerte u.a. 

der Stahlprofile zum Ausdruck gebracht werden, kann daraus ebenfalls nichts Relevantes 

folgen. Denn aus dieser Einschätzung – soweit erkennbar nach höchst summarischer 

Prüfung, bezogen auf nicht offengelegte Anknüpfungstatsachen und schöpfend aus einer 

in ihrer Aussagekraft nicht einzuordnenden persönlichen Erfahrung – ergibt sich kein 

nachvollziehbarer Anhaltspunkt, dass die Berechnungen für das Gutachten [GA1] 

tatsächlich in einer die Tauglichkeit der vorgeschlagenen Erhaltungsmaßnahmen 

berührenden Weise fehlerhaft wären, auch zumal dort erheblich erscheinende 

Sicherheitszuschläge berücksichtigt wurden, vgl. Bl. x in Anhang Teil x zum Gutachten. 

(c) Zu einer konkretisierenden Verpflichtung bestand hier hinsichtlich sämtlicher 

Anordnungen ein besonderer Anlass, weil nicht zu erwarten war, dass die Antragstellerin 

ihre gesetzlichen Verpflichtungen freiwillig rechtzeitig erfüllen würde (vgl. zum erfor-

derlichen besonderen Anlass OVG Hamburg, Beschl. v. 5.7.2022, 3 Bs 259/21, juris 

Rn. 52).  
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Vielmehr hat die Antragstellerin nach dem Abbruch der Begleitbebauung sowie der 

Wegnahme der Tragwerkseinkleidung und der Errichtung des zentralen Stützgerüsts 

weitere laufende Schutzmaßnahmen gegen Substanzverlust und weitere 

Unterhaltungsmaßnahmen in Bezug auf die Mängel des Tragwerks unterlassen (obwohl 

sich die Erforderlichkeit aufdrängte). Dies gilt in besonderem Maße für den Rostschutz. 

Denn insoweit waren die spezifischen Pflichten der Antragstellerin bereits durch 

Prozessvergleich geklärt. Die Antragstellerin hat nämlich ihre Verpflichtung, das 

Stahlskelett gegen eine korrosive Beeinträchtigung durch Witterungseinflüsse zu sichern, 

in dem gerichtlichen Vergleich gemäß Beschluss der auch hier entscheidenden Kammer 

vom … 2020 (7 E 639/20) unter Nr. 1 anerkannt. Danach ist sie sich mit der 

Antragsgegnerin 

„darüber einig, dass […] die beschleunigte Korrosion die Substanz des Denkmals 
gefährdet, dass zwecks Erhalt des Denkmalbestands dessen umgehende Sicherung 
vor weiterem Witterungseintrag für die Zeit bis zu der Sanierung des Denkmals 
erforderlich ist […] Dementsprechend steht das Sicherungsziel, […] die 
Stahlkonstruktion des Objektes […] vor weiterer Beaufschlagung durch Regenwasser 
zu sichern […], nicht mehr im Streit.“ 

Der Gehalt dieser Verpflichtung hat sich nicht dadurch erledigt, dass von dem seinerzeit in 

Aussicht genommenen Sicherungskonzept, nach den Angaben der Antragstellerin 

einverständlich, abgewichen wurde; vielmehr ist das Fortschreiten der Korrosion weiterhin, 

nunmehr bei vollständig freier Bewitterung zu besorgen (vgl.o.). 

Die Kammer verkennt nicht, dass die Antragstellerin (beginnend im Jahr 2022) einen 

eigenen Ansatz für Rostschutzmaßnahmen vorgetragen hat, nämlich in Form einer 

vollständigen Demontage des Stahlskeletts, der Verbringung der Teile an einen anderen 

Ort (Betriebssitze der beteiligten Fachbetriebe) zur Aufarbeitung sowie des anschließenden 

Wiederaufbaus. Auch dieser Umstand nimmt der Sicherungsverfügung nicht ihren Anlass. 

Zum einen ist die Antragsgegnerin diesem Ansatz mit der überzeugenden Erwägung 

entgegengetreten, dass sichernde Arbeiten im nicht demontierten Bestand nach dem 

denkmalrechtlichen Gebot der Substanzerhaltung vorzugswürdig sind und nicht erkennbar 

ist, dass eine Demontage mit sonstigen denkmalrechtlich erheblichen durchgreifenden 

Vorteilen verbunden wäre. Überdies hat die Antragstellerin sich auf die Erörterung dieser 

Möglichkeit beschränkt und die Durchführung weiterer Sicherungsmaßnahmen seither 

faktisch unterlassen, obwohl sie auch unterhalb der Schwelle einer hoheitlichen Anordnung 

von der Antragsgegnerin hierzu angehalten wurde (vgl. u.a. Schreiben v. …8.2022, Bl. xxxx 

der Sachakte; Anhörungsschreiben v. …11.2022, Bl. xxxx a.a.O.; E-Mail v. …2.2023, 

Bl. xxxx a.a.O.). Sie hat es auch nicht etwa unternommen, für ihre (etwaige, von der Position 
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des Denkmalschutzamts abweichende) Auffassung, dass ein anderes Vorgehen zur 

vorläufigen Sicherung tauglich(er) sei, um gerichtlichen Rechtschutz zu ersuchen, z.B. mit 

dem Begehr, für eine bestimmte – andere – Sicherungsmaßnahme die denkmalrechtliche 

Genehmigung zu erteilen. Vielmehr hat sie das Denkmal weiter dem Verfall ausgesetzt. 

(3) Es ist nach dem dem Eilverfahren zugrunde zu legenden Erkenntnisstand nicht 

festzustellen, dass die angeordneten Maßnahmen im Sinne des spezifisch 

denkmalrechtlichen Zumutbarkeitsbegriffs des § 7 Abs. 1 DSchG (der auch hier 

maßgeblich ist) unzumutbar wären. Eine Unzumutbarkeit aus tatsächlichen, auf die 

Erhaltungsperspektive des Denkmals und die praktische Durchführung bezogenen 

Gründen [hierzu unter (a)] oder aus wirtschaftlichen, auf die Kostenbelastung bezogenen 

Gründen [hierzu unter (b)] geht aus dem Vorbringen der Antragstellerin, die dafür als 

Verfügungsberechtigte auch nach dem hamburgischen Denkmalschutzrecht die 

Darlegungslast trägt, nicht hinreichend hervor und drängt sich auch nicht etwa sonst auf 

(zur Darlegungslast OVG Hamburg, Beschl. v. 5.7.2022, 3 Bs 259/21, juris Rn. 53: für die 

Unzumutbarkeit insgesamt; Urt. v. 12.9.2019, 3 Bf 177/16, juris Rn. 72; vgl. BVerwG, 

Beschl. v. 28.7.2016, 4 B 12.16, juris Rn. 7). 

(a) Es ist nicht festzustellen, dass die streitgegenständliche Sicherung der 

Antragstellerin aus tatsächlichen Gründen unzumutbar ist. 

(aa) Entgegen der Bewertung der Antragstellerin folgt hier eine Unzumutbarkeit nicht 

etwa daraus, dass die angeordneten Erhaltungsmaßnahmen selbst (oder eine letztlich 

erforderliche Sanierung des Denkmals) dem Zweck des Denkmalschutzes nicht gerecht 

werden könnten, weil sie das geschützte Stahltragwerk notwendig zu einem Aliud 

verwandeln würden, wodurch jedenfalls nach Durchführung der Gegenstand der 

Unterschutzstellungsverfügung vom … 2007 entfiele bzw. bei der sodann maßgeblichen 

Bewertung allein anhand von § 4 DSchG auch ipso iure keine Denkmaleigenschaft mehr 

anzunehmen wäre. Die Voraussetzungen, unter denen die Denkmaleigenschaft verloren 

gehen würde, liegen nicht vor. 

Die Denkmalfähigkeit ist grundsätzlich unabhängig vom Erhaltungszustand. Sie ist lediglich 

nicht mehr erhaltungsfähigen Bauwerken abzusprechen. Dies trifft nur auf Bauwerke zu, 

deren Bausubstanz solche Mängel aufweist, dass sie unter Wahrung der Identität des 

Denkmals nicht mehr mit technischen Maßnahmen denkmalgerecht saniert werden 

können, weil die Sanierung einer Neuerrichtung gleichkäme oder weil feststeht, dass das 

Denkmal in naher Zukunft unabwendbar untergehen wird, wobei es für diese Beurteilung 
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nicht auf den bautechnischen Aufwand der Sanierung oder die damit verbundenen Kosten 

ankommt (OVG Hamburg, Beschl. v. 5.7.2022, 3 Bs 259/21, juris Rn. 31 m.w.N. aus seiner 

Rspr.). Dies ist hier nicht ersichtlich. 

(aaa) Soweit die Antragstellerin versucht, die Feststellung des von der Antragsgegnerin 

beauftragten, nachvollziehbaren Gutachtens von [GA1] vom 26. Dezember 2023 zur 

Sanierungsfähigkeit mit eigenen baufachlichen Privatgutachten in Frage zu stellen, 

bezweifeln selbst diese, präzise gelesen, die bautechnische Machbarkeit nicht schlechthin 

(s.u. ergänzend zu den aufgeworfenen Sicherheitsfragen), sondern verweisen auf einen 

besonders hohen Aufwand (erforderliche Niederlegung des vollständigen Stahlskeletts; 

Einhausung; Atemschutzmaßnahmen etc.) bzw. setzen diesen als unzumutbar voraus – 

worauf es vorliegend jedoch nicht ankommt. 

(bbb) Soweit die Antragstellerin die von der Antragsgegnerin verlangten 

Sicherungsmaßnahmen bzw. die dadurch vorbereitete Sanierung für nicht mehr 

identitätswahrend hält, ist ihrer Einschätzung nicht zu folgen. 

Welcher Grad an Ersetzung denkmalschädlich ist, kann nur wertend anhand der Umstände 

des Einzelfalls, einschließlich bautechnischer Aspekte, unter Berücksichtigung der die 

Unterschutzstellung rechtfertigenden Gründe bestimmt werden (OVG Hamburg, Beschl. v. 

5.7.2022, 3 Bs 259/21, juris Rn. 39; Urt. v. 12.9.2019, 3 Bf 177/16, juris Rn. 53). 

Maßgeblich ist die Frage, ob ein Objekt trotz eingetretener (bzw. unter dem hiesigen 

Betrachtungswinkel: zu erwartender) Verluste an historischer Substanz noch die 

Erkennbarkeit der Aussage bewahrt, die zu seiner Denkmaleigenschaft geführt hat.  

Die hier angeordneten Maßnahmen, die in gewissem Umfang auch den Austausch von 

vorhandenen Stahlbauteilen bzw. den Einbau von Nachbauten verloren gegangener 

Bauteile umfassen bzw. voraussetzen, berühren die Identität des Denkmals nach diesem 

Maßstab nicht in erheblicher Weise (vgl. bereits die Einschätzung der Kammer im Urt. v. 

27.5.2011, 7 K 2217/08, siehe o., zu Ausbesserungen am Tragwerk vor Erlass der 

Unterschutzstellungsverfügung). Klarzustellen ist, dass sich der Umfang des 

Substanzaustauschs, worauf die Antragsgegnerin zu Recht hinweist, lediglich in der 

Größenordnung von weniger als 1 v.H. bezogen auf die Fläche und weniger als 0,3 v.H. 

bezogen auf das Volumen der Substanz bewegen dürfte; von teilerhaltenden Maßnahmen 

sind voraussichtlich Bauteile mit einem Flächenanteil von ebenfalls deutlich weniger als 

1 v.H. und Volumenanteil von weniger als 0,5 v.H. betroffen (vgl. [GA1], S. xx f. und Anlage 

Teil x). Eine in diesem Umfang zu erwartende partielle Ersetzung der Substanz des 
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Stahltragwerks stellt die entscheidende Aussage des Denkmals, die seine historische und 

zugleich stadtbildprägende Bedeutung als Zeugnis stationärer Zirkusgebäude des 

19. Jahrhunderts begründet (vgl.o.), offensichtlich nicht in Frage: Insbesondere die 

zirkusartige Rundform bleibt in ihrer Gestalt und ihrer Bauweise weiter erlebbar. 

Ohnehin dürfte eine sukzessive Ersetzung schadhafter Teile bei dem hier in Rede 

stehenden historischen Stahltragwerk selbst, wie es etwa auch zu Fachwerksgebäuden 

anerkannt ist, zu der vom Eigentümer gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 DSchG (vorbehaltlich der 

separat zu prüfenden wirtschaftlichen Zumutbarkeit) gesetzlich geforderten 

Instandsetzung, Sicherung und Erhaltung gehören (vgl. wiederum das o.zit. Urt. v. 

25.7.2011, 7 K 2217/08). In der Bauweise des Stahltragwerks, das anders als etwa 

Mauerwerk aus mit wenig zusätzlichem Substanzverlust voneinander abtrennbaren und 

unter entsprechender Lastabfangung separat tauschbaren Einzelteilen zusammengesetzt 

ist, erscheint es technisch angelegt, im Rahmen der laufenden Erhaltung (einen § 7 Abs. 1 

Satz 1 DSchG entsprechenden Erhaltungswillen vorausgesetzt) beschädigte Einzelteile 

auszutauschen. 

In diesem Zusammenhang ist schließlich auch zu berücksichtigen, dass der wesentliche 

Denkmalwert des Rundbaus der „Schilleroper“ nach der Auffassung des Hamburgischen 

Oberverwaltungsgerichts selbst dann nicht verloren wäre, wenn das gesamte Bauwerk 

niedergelegt und an einem veränderten, leicht versetzten Standort und unter Austausch 

eines erheblichen Anteils der Originalsubstanz des Tragwerks wieder errichtet würde (sog. 

Translozierung; OVG Hamburg, Beschl. v. 6.12.2012, 2 Bf 133/11.Z, juris Rn. 21). Dies 

verdeutlicht, dass bei einer Ersetzung von Bauteilen am selben Standort auch dann, wenn 

der Substanzverlust nicht nur ganz vereinzelt bleibt, erst recht keine entscheidende 

Verminderung des Denkmalwerts eintreten kann. 

Soweit die Antragstellerin daneben geltend macht, dass bei einer zukünftig wieder 

erforderlich werdenden Einhausung im Abgleich mit dem noch vollständigen 

Denkmalzustand ein deutlich höherer Ersetzungsgrad anzunehmen wäre, mag dies 

zutreffen, da mit der Sicherungsverfügung ein minimales Sicherungskonzept durchgesetzt 

werden soll, das wohl – als vorläufige, der Antragstellerin noch keine endgültige 

Gesamtsanierung zumutende, diese jedoch nicht ausschließende Maßnahme – noch keine 

Lastkapazitäten für eine vollständige Wand- und Deckeneinkleidung vorsieht. Weil aber, 

einerseits, selbst die vollständige Ersetzung der Einkleidung und, andererseits, auch ein 

noch weiter gehender Substanzaustausch am Tragwerk für den Denkmalcharakter 

absehbar unschädlich ist (vgl. jeweils o.), vermag auch dies am Ergebnis der Betrachtung 
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nichts zu ändern. Dass zu diesem Zweck auch das Stahltragwerk, auf das es hier ankommt, 

gleichsam in einem Durchgang völlig oder doch zumindest zu großen Teilen durch neues 

Material ersetzt werden müsste – was die Grenze zu einem Nachbau überschreiten könnte 

– ist nicht dargelegt oder ansatzweise ersichtlich. Dem Umstand schließlich, dass auch 

gänzlich neue Bauteile zur Aussteifung eingebaut werden sollen, kann jedenfalls im 

vorliegenden Kontext einer vorläufigen Sicherungsmaßnahme die Identität des Denkmals 

von Vornherein nicht berühren, weil der Verbleib dieser Bauteile in der Gesamtkonstruktion 

und ihre Bedeutung für die Gesamtaussage des Denkmals abschließend erst im 

Zusammenhang mit der Sanierungsfrage beurteilt werden können. Davon abgesehen reicht 

es aus, dass auch diese Bauteile gemessen an der gesamten Stahlsubstanz erkennbar nur 

von geringer quantitativer Bedeutung sein werden (vgl. Gutachten [GA1], Anlage Teil x). 

Auch die bauzeitliche Konstruktionssprache, deren konkrete (d.h. über die Verwendung 

eines filigranen Stahltragwerks hinausgehenden) Einzelheiten für die Bestimmung der 

Identität des Denkmals ohnehin von geringerer Bedeutung sein dürften als die 

charakteristische, nach außen vermittelte Zirkusform, wird hier nicht in relevanter Weise 

durchbrochen werden. Insbesondere ist nicht ersichtlich, weshalb die ggfls. notwendige 

Ersetzung durchgerosteter Nietverbindungen durch Schrauben nicht derart vorgenommen 

werden kann, dass auch äußerlich die Optik der Nieten gewahrt bleibt, so dass die Identität 

des Denkmals auch unter diesem Aspekt nicht ernsthaft in Frage gestellt sein kann (vgl. 

insoweit zu früheren Ausbesserungen am Tragwerk bereits das o.zit. Urt. der Kammer v. 

27.5.2011, 7 K 2218/08). 

(bb) Es ist nicht festzustellen, dass die angeordneten Maßnahmen der Antragstellerin 

ganz oder teilweise wegen praktischer Undurchführbarkeit unzumutbar sind; namentlich 

nicht wegen unbeherrschbarer Sicherheitsrisiken [hierzu (aaa)], nicht mangels erreichbaren 

Versicherungsschutzes [hierzu (bbb)] und auch nicht wegen der angeblichen technischen 

Unmöglichkeit, bei bestimmten Arbeiten die In-situ-Vorgabe zu befolgen [hierzu (ccc)]. 

(aaa) Dies gilt zunächst hinsichtlich des Einwands der Antragstellerin, die verlangten 

Arbeiten seien aus Gründen der Stand- bzw. Arbeitssicherheit undurchführbar. Die 

Antragstellerin sieht unter Berufung auf Stellungnahmen von als sachverständig in 

Anspruch genommenen Personen einerseits eine Wahrscheinlichkeit dafür, dass Stahlteile 

bereits während der Erhaltungsarbeiten herabstürzen, und andererseits, dass es bei der 

nach Nr. 1. c) aa. b. der Sicherungsverfügung angeordneten Prüfung von Nieten zu einer 

für das Umfeld gefährlichen explosiven Ablösung der Nietenköpfe (potentiell bis hin zu einer 

das gesamte Tragwerk erfassenden Kettenreaktion, d.h. einem plötzlichen Abgang der 



- 23 -  
 
 
 

 
- 24 - 

 

Konstruktion) komme. Weder das eine noch das andere hält die Kammer für in einer 

durchgreifenden Weise dargelegt. 

(α) Soweit es um eine unkontrollierte Herauslösung bzw. den Abbruch einzelner oder 

mehrerer Teile des Tragwerks aufgrund der vorzunehmenden Arbeiten geht (etwa bei 

Erschütterung oder einer ggfls. notwendigen vorübergehenden Lastverlagerung), ist nicht 

festzustellen, dass dem nicht bereits durch eine entsprechende Einrüstung einerseits mit 

lastabtragender Funktion am jeweiligen Arbeitsort, andererseits mit schlagsichernder 

Funktion gegenüber herabfallenden Teilen über dem zur Begehung bestimmten Bereich 

der Baustelle vorgebeugt werden kann. Von dieser Möglichkeit gehen ersichtlich auch die 

von der Antragstellerin in Bezug genommenen Sachverständigen [GA3] und [GA8] aus (vgl. 

E-Mail v. 22.5.2025, …; so auch die von der Antragstellerin zu einem Abbau angefragte … 

GmbH mit Kostenschätzung v. 4.10.2022, …). 

Dass die Konstruktion derzeit – noch weiter gehend – in einem solchen Maß instabil wäre 

und zur Ablösung von Teilen neigte, dass bereits die Errichtung entsprechender 

Hilfsgerüste nicht hinreichend sicher möglich ist (d.h. selbst mit Vorsichtsmaßnahmen 

pauschal ausscheidet), wie die Antragstellerin zuletzt geltend macht, erscheint der Kammer 

als bloße Vermutung, die als solche aus den von ihr vorgelegten Stellungnahmen Dritter 

nicht nachvollziehbar abgeleitet werden kann. Die Antragstellerin stützt sich insoweit auf 

eine knapp formulierte Äußerung der Sachverständigen [GA3] und [GA8] in ihrer E-Mail 

vom 22. Mai 2025 (…), wonach sich „Sicherheitsbedenken“ bezögen „auf die Gefahr, dass 

lose Teile der Stahlkonstruktion herabfallen könnten.“ Diese nicht näher erläuterte 

Einschätzung steht im Widerspruch zu derjenigen des von der Antragstellerin selbst 

konsultierten Sicherheits- und Gesundheitskoordinators [GA9], der sich ausdrücklich zur 

Entfernung loser Teile einen gefährdungsfreien Hubsteiger-Einsatz vorstellen kann 

(Stellungnahme v. 26.2.2025, …). Wenn in der knappen aktuellen Stellungnahme von [GA3] 

und [GA8] tatsächlich dasjenige zum Ausdruck gebracht werden sollte, was die 

Antragstellerin daraus ableiten möchte, nämlich dass es um praktisch unüberwindliche 

Sicherheitsbedenken gehe, wäre dies auch aus weiteren Gründen unplausibel und für die 

Kammer deshalb nicht nachvollziehbar: Zum einen wurde das auch derzeit noch unter dem 

Stahlskelett stehende Traggerüst errichtet, ohne dass hierzu ähnliche Sicherheitsbedenken 

betreffend die unkontrollierte Ablösung von Stahlteilen geltend gemacht wurden (vgl. hierzu 

die Stellungnahme des Prüfsachverständigen [GA2] v. 19.2.2021, …). Zum anderen hat der 

vorgenannte Sachverständige [GA3] in seiner Stellungnahme zum Teilrückbau der 

Verkleidung und Umgebungsbebauung und anschließenden Errichtung eines Hilfsgerüsts 

vom 12. März 2021 (…) keine entsprechenden Bedenken formuliert, obgleich es dort um 
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sogar zwangsläufig mit Erschütterung verbundene Arbeiten unmittelbar am Tragwerk ging, 

nämlich die Entfernung von dessen Einkleidung und Reparaturen an diesem (vgl., ebenfalls 

ohne Hinweise auf Sicherheitsbedenken oder -vorfälle, die Stellungnahme des seinerzeit 

auch im Innern der Rotunde tätigen Abbruchunternehmens … KG v. 26.2.2025, …). 

Zurecht verweist die Antragsgegnerin in diesem Zusammenhang darauf, dass die 

Ausarbeitung einer entsprechenden, ohne durchgreifende Schwierigkeiten möglich 

erscheinenden Planung der Baustelleneinrichtung und -abläufe nicht ihre, der 

Antragsgegnerin, Sache, sondern bereits kraft der Stellung als verantwortliche und 

sachnähere Denkmaleigentümerin die eigene Sache der Antragstellerin ist. Dies 

verdeutlicht Nr. 1 a) Satz 1 und 2 der Sicherungsverfügung lediglich nachvollziehend. 

Soweit die Antragstellerin hierzu eine genauere Handlungsanweisung von der 

Antragsgegnerin zu erwarten scheint, ist zudem daran zu erinnern, dass jene auch bei der 

Aktualisierung der Verpflichtungen aus § 7 Abs. 1 Satz 1 DSchG durch eine 

Sicherungsverfügung gerade zur Schonung der grundgesetzlich geschützten Autonomie 

des Eigentümers auch gehalten ist, übermäßig ausdifferenzierte Vorgaben zu vermeiden. 

Soweit schließlich die die Antragstellerin treffenden bauordnungs- und zivilrechtlichen 

Pflichten zur sicheren Baustelleneinrichtung besondere Vorkehrungen gebieten, unter 

denen die Arbeiten vorgenommen werden müssen und, ggfls., zu einer zusätzlichen 

Kostenbelastung der Antragstellerin führen, so stellte dies nicht die grundsätzliche 

Durchführbarkeit der Erhaltung, sondern allenfalls die wirtschaftliche Zumutbarkeit infrage 

und wäre nach den dafür geltenden Maßstäben zu bewerten (siehe u.). 

(β) Was spezifisch das von der Antragstellerin bemühte Szenario eines explosiven 

Ablösens von Nietenteilen angeht, ist ein relevantes, insbesondere unbehebbares 

Sicherheitsrisiko ebenfalls nicht nachvollziehbar dargelegt. Die Kammer hält die von den 

sachverständigen Aussagen aus dem Ingenieursbüro [GA6] vom 23. Januar 2025 (…) und 

des Prüfingenieurs [GA10] vom 17. Juni 2025 (…) gestützte Annahme der Antragsgegnerin, 

wonach kein praktisch relevantes Risiko für einen solchen Geschehensablauf bestehe, für 

überzeugend. Insbesondere kennt [GA10] die Gegebenheiten der „Schilleroper“, nachdem 

er bereits zu früherem Zeitpunkt mit deren bautechnischer Prüfung beauftragt worden war; 

er verfügt auch erkennbar über fachliche Expertise. Gemäß seiner Stellungnahme vom 

17. Juni 2025 ist – aus dort näher geschilderten, nachvollziehbaren Gründen – ein 

schlagartiges Zugversagen der Nietverbindungen und eine damit einhergehende 

Gefährdung von Personen unter den vorliegenden Bedingungen als sehr unwahrscheinlich 

anzusehen und ihm ein solcher Vorgang aus der Praxis auch nicht bekannt. Die 

Antragstellerin führt demgegenüber lediglich sachverständige Stellungnahmen des [GA3] 
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vom 26. Februar 2025 und vom 28. Mai 2024 (beides …) an, die zwar Ausführungen dazu 

enthalten, dass Blattrostbildung zum Versagen von Nietverbindungen führen kann. Eine 

auch nur ansatzweise nachvollziehbare Aussage des Inhalts, dass die bei dem 

beschriebenen Versagen von Nietverbindungen wirkenden Kräfte den Niet in einer für sich 

genommen gefährlichen Weise in Bewegung setzen (und nicht etwa erst aufgrund etwaiger 

statischer Folgewirkungen, denen anderweitig, etwa gemäß (α) begegnet werden könnte), 

ist darin allerdings gerade nicht enthalten. Entsprechendes gilt für die nur in Gestalt eines 

Protokollergänzungswunsches eines Dritten belegte vermeintliche Aussage desselben 

Sachverständigen zu einer dort ebenfalls nicht näher erläuterten „Sprengwirkung in den 

Nieten“ (E-Mail von … an die Antragsgegnerin v. 1.6.2022, …). Keine Überzeugungskraft 

besitzen in diesem Zusammenhang auch die in Bezug genommenen Äußerungen des 

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators [GA9] (Stellungnahmen v. 26.2.2025, …, 

und v. 26.6.2025, …), zu dessen materialwissenschaftlichem bzw. stahlbaufachlichem 

Sachverstand die Antragstellerin nichts vorträgt und der auch inhaltlich keine nachvoll-

ziehbare Fachauffassung, sondern in seiner ersten Stellungnahme eine stichwortartige, 

beleglose Befürchtung („platzende Nieten“) und in der jüngeren Stellungnahme lediglich 

das Ergebnis einer Recherche mithilfe des generativen Sprachmodells „ChatGPT“ mitteilt 

(siehe hierzu die vorgenannte Stellungnahme im Abgleich mit der E-Mail des [GA9] an die 

Geschäftsführerin der Antragstellerin v. 30.6.2025, …). Bereits mangels 

Nachvollziehbarkeit des Zustandekommens und mangels menschlichen Urhebers ist 

letzteres nicht als sachverständig anzuerkennen. Nicht zuletzt im Interesse der zukünftigen 

Vermeidung einer unnötigen Belastung der Rechtspflege durch die unkritische Verwendung 

automatisch generierter Texte sei aber ergänzend darauf hingewiesen, dass die dem 

Gericht präsentierte Ausarbeitung sich schon bei überschlägiger Prüfung als inhaltlich nicht 

belastbar erweist. U.a. zeigt sich das unverständige, nicht erkenntnisbasierte Vorgehen der 

Software bei der Text-Collage (und mangelnde Sorgfalt der weiteren menschlichen 

Bearbeitung) konkret daran, dass das Nietversagen bei dem historischen Dampfschiff 

RMS Titanic – allgemeinbekannt hervorgerufen durch die mechanische Einwirkung eines 

Eisbergs bereits während der Jungfernfahrt – als Fall einer explosiven Nietkorrosion erfasst 

wird (vgl. Bl. xxxx f. d.A.). 

Hinsichtlich der Befürchtung einer statisch relevanten („kinematischen“) Kettenreaktion hat 

die Antragstellerin nach Vorstehendem ebenfalls keinen nachvollziehbaren Beleg 

bezeichnet. Insoweit ist im Übrigen auf die vorstehenden Ausführungen zur möglichen 

Absicherung durch ein Traggerüst unter (α) bzw. sonstige Stützmaßnahmen zu verweisen. 
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(bbb) Soweit die Antragstellerin die Befolgung der Sicherungsverfügung mangels 

Versicherbarkeit von Schäden im Zusammenhang mit den durchzuführenden Arbeiten für 

unzumutbar hält, vermag ihr die Kammer auch unter Berücksichtigung der Klarstellung, 

dass es ihr insoweit um eine vermeintlich nicht zu erlangende Versicherung gegenüber 

etwaigen Haftpflichtansprüchen Dritter geht, nicht zu folgen. 

Eine Unzumutbarkeit ergibt sich insoweit schon allein deshalb nicht, weil der vorgelegte 

Schriftverkehr mit Versicherungen bzw. Versicherungsmaklern den Schluss auf einen 

Ausschluss der Versicherbarkeit nicht zu tragen vermag. Der ersichtliche Korrespondenz-

verlauf zeigt nicht auf, dass die Anfragen der Antragstellerin von einem 

– vorauszusetzenden – ernstlichen Bemühen um Versicherungsschutz getragen waren. 

Denn der Kontext der negativen Rückmeldungen, insbesondere die sprachliche Fassung 

und Gestaltung der Erkundungen lässt sich dem vorgelegten Schriftverkehr und den 

sonstigen Angaben entweder überhaupt nicht entnehmen (Anfrage an … über …, Mail v. 

12.11.2024, …) oder er deutet auf einen undifferenzierten und inadäquaten bzw. nicht 

erfolgversprechenden Ansatz hin, wie sich z.B. bei der Anfrage an die … Versicherung zeigt 

(vgl. …). Dort wurde der Versicherung zum Sachverhalt lediglich die Bezeichnung des 

Objekts, die in ihrer Zuspitzung auffällig abwertende (und den Kontext der angestrebten 

Erhaltung verfehlende) Beschreibung als „stark baufällig“ sowie, ohne weitere Einordnung 

oder Lesehilfe, das vollständige 836-seitige Erhaltungsgutachten [GA1] mitgeteilt. Die 

Rückfrage nach weiteren Details wurde nicht beantwortet, sondern mit dem pauschalen 

Hinweis beschieden, das Versicherungsunternehmen möge die Sache selbst im Internet 

recherchieren. Erheblich vermindert ist die Aussagekraft dieser von der Antragstellerin 

vorgelegten Dokumentation aber auch deshalb, weil es konkret möglich erscheint, dass in 

dem Original-Schriftverkehr enthaltene Erläuterungen der Versicherung in der Kopie für das 

Gericht unkenntlich gemacht wurden, ohne dass hierfür ein anerkennungsfähiger Grund 

ersichtlich würde: Auf eine solche nachträgliche Veränderung deutet der Umstand, dass 

das Ende des sichtbaren Texts „[…] Begründung Abbruchgebiet:“ mit der Interpunktion auf 

eine Fortsetzung verweist, hierauf aber nur – auffällig viele – leere Zeilen folgen, bis die E-

Mail-Nachricht nach dieser Lücke mit einer Signatur abschließt (siehe Bl. xxx d.A.). Für die 

übrigen Anfragen gilt wegen der undifferenzierten Vorgehensweise im Ergebnis 

Entsprechendes. Nur ergänzend und vergleichsweise sei darauf hingewiesen, dass eine 

entsprechende Anfragetätigkeit der Antragsgegnerin gerade nicht zu einer Ablehnung 

a limine geführt hat. 

Soweit die Antragstellerin die angeordneten Maßnahmen nur unter der Voraussetzung für 

zumutbar hält, dass sie spezifisch von dem Haftungsrisiko wegen vermuteten Verschuldens 
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nach § 836 BGB durch eine Versicherungspolice befreit werde, ist darauf hinzuweisen, 

dass diese Haftungsverschärfung nur gilt, wenn das schadensauslösende Ereignis Folge 

einer mangelhaften Unterhaltung oder fehlerhaften Errichtung ist (§ 836 Abs. 1 Satz 1 

BGB), und durch den Nachweis verkehrsüblicher Sorgfalt abgewendet werden kann 

(Satz 2). Ist aber ein Verfügungsberechtigter seiner gebäudebezogenen Unterhaltungs-

pflicht nicht nachgekommen, kann die daran ggfls. anknüpfende gesteigerte zivilrechtliche 

Haftung die Erfüllung seiner denkmalrechtlichen Erhaltungs- und Sanierungspflichten 

schon von Vornherein nicht unzumutbar machen. Denn in dem Unterhaltungsmangel läge 

regelhaft zugleich eine Verletzung ebenjener besonderen öffentlich-rechtlichen 

Erhaltungs-, Schutz- und Instandsetzungspflichten aus § 7 Abs. 1 Satz 1 DSchG. Die 

Folgen eines solchen früheren Pflichtversäumnisses kann der Verfügungsberechtigte aber 

entsprechend der Wertung des § 7 Abs. 1 Satz 4 DSchG der Zumutbarkeit einer weiteren 

Erhaltung nicht entgegenhalten. Ebenso erschließt sich nicht, weshalb der Antragstellerin 

wegen des Fehlens einer Haftpflichtversicherung – die auch bisher nicht besteht, wie ihre 

Rüge nahelegt bzw. voraussetzt – gerade die Durchführung solcher Verbesserungs-

maßnahmen unzumutbar sein sollte, die geeignet sind, den Eintritt eines 

Haftpflichtschadens unwahrscheinlicher zu machen. 

(ccc) Soweit die Antragstellerin weiter beanstandet, bestimmte Stahlarbeiten ließen sich 

nicht „in situ“ vornehmen, was die Sicherungsverfügung aber vorschreibe, ergibt sich auch 

hieraus keine Unzumutbarkeit. 

Die Einschätzung der Antragstellerin, der mit der Sicherungsverfügung geforderte 

Korrosionsschutz sei nur bei vollständiger Niederlegung des Stahlskeletts und Bearbeitung 

von Einzelteilen auf einem dafür bestimmten Werksgelände möglich (unter Bezugnahme 

insbesondere u.a. auf die E-Mail seitens des Stahlbauunternehmens … v. 26.8.2022, …), 

beruht zu einem Teil auf der, vgl.o., unzutreffenden Unterstellung, dass ein aktuellen 

Standards entsprechender Korrosionsschutz gefordert sei. Die tatsächlich geforderte 

Behandlung soll aber zur Substanzschonung gerade an der bestehenden Stahlkonstruktion 

und nicht nach aktuell geltenden – auf heutige Metallbauweise bezogenen – 

Industrienormen erfolgen. Zum anderen Teil beruht die These der Antragstellerin, eine 

Bearbeitung der Bauteile sei nur (nach Demontage) im Fachbetrieb möglich, auf der, vgl.o., 

hier nicht durchschlagenden Annahme, dass Arbeiten im Bereich der Stahlkonstruktion 

nicht sicher möglich seien. 

Dass Arbeiten – nach Auffassung der Antragstellerin spezifisch das Richten der 

Fachwerkssparren – nicht vorgenommen werden können, solange die betroffenen Teile im 
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Stahlskelett eingebaut sind, steht der Durchführbarkeit der Anordnung ebenfalls nicht 

entgegen. Die Vorgabe, die Maßnahmen „in situ“ durchzuführen, untersagt einen, jedenfalls 

bei entsprechender Lastabfangung durch ein Traggerüst denkbaren, Ausbau einzelner 

Teile genausowenig wie die Verbringung einzelner Teile an einen anderen Ort, z.B. eine 

Werkstatt oder ein Betriebsgelände (vgl.o. zur Bestimmtheit). Unabhängig davon hat der 

Sachverständige [GA1] in seiner ergänzenden Stellungnahme vom 20. Januar 2025 

nachvollziehbar und ohne, dass die Antragstellerin dem wiederum substantiiert entgegen-

getreten wäre, darauf hingewiesen, dass die Arbeiten mit einem Hilfsgerüst auch ohne 

Demontage des jeweiligen gesamten Sparrens denkbar sind (…). 

(b) Die Antragstellerin legt nicht hinreichend überzeugend dar, dass ihr die 

angeordneten Maßnahmen wirtschaftlich unzumutbar sind. 

Für die Bewertung, ob sich die in einer Sicherungsverfügung – wie hier – angeordneten, 

ggfls. vorläufigen Maßnahmen im Rahmen des (wirtschaftlich) Zumutbaren im Sinne von 

§ 7 Abs. 6 DSchG halten, kommt es nach der Rechtsprechung des Hamburgischen 

Oberverwaltungsgerichts grundsätzlich nicht darauf an, ob eine (vollständige) Sanierung 

des Denkmals zum Zwecke der Erhaltung zu unzumutbaren Belastungen führen würde, 

sondern nur darauf, ob die konkret angeordnete Maßnahme zur vorübergehenden 

Sicherung des Denkmals vor Gefährdungen als solche zumutbar ist (siehe, auch zum 

Folgenden, OVG Hamburg, Beschl. v. 5.7.2022, 3 Bs 259/21, juris Rn. 55 m.w.N. aus der 

obergerichtlichen Rspr.). Unter Beachtung des Gemeinwohlbelangs des Denkmalschutzes 

wie auch nach der gesetzlichen Systematik gilt die denkmalrechtliche Erhaltungspflicht 

gerade auch in der Phase der Auseinandersetzung des Verfügungsberechtigten mit der 

Fachbehörde über den weiteren Umgang mit dem Denkmal. Denkmalrechtlich es dem 

Verfügungsberechtigten nicht eröffnet, der Erteilung einer nur unter engen Voraus-

setzungen zu erlangenden Abbruchgenehmigung vorzugreifen und den Bestand des 

Denkmals während des Streits über seine Erhaltungsfähigkeit und Erhaltungswürdigkeit 

aufzugeben und von notwendigen Erhaltungsmaßnahmen deshalb abzusehen. 

Als Grenze der (wirtschaftlichen) Zumutbarkeit bestimmt § 7 Abs. 1 Satz 2 und 3 DSchG, 

dass Unzumutbarkeit insbesondere gegeben ist, soweit die Kosten der Erhaltung dauerhaft 

nicht durch die Erträge oder den Gebrauchswert des Denkmals aufgewogen werden 

können, wobei Ansprüche auf Zuwendungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln oder 

steuerliche Vorteile anzurechnen sind. Allerdings können sich Verfügungsberechtigte 

gemäß § 7 Abs. 1 Satz 4 DSchG nicht auf die Belastung durch erhöhte Erhaltungskosten 

berufen, die dadurch verursacht wurden, dass Erhaltungsmaßnahmen dem 
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Denkmalschutzgesetz oder sonstigem öffentlichen Recht zuwider unterblieben sind. 

Anzulegen ist ein objektbezogener Maßstab. Zur Prüfung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit 

ist es erforderlich, dass der Eigentümer im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht (vgl. schon 

o.) den Aufwand zur Erhaltung sowie den mit dem Objekt zu erzielenden Ertrag in einer 

Wirtschaftlichkeitsberechnung darlegt, die alle relevanten Faktoren in nachvollziehbarer 

Weise ermittelt und bewertet. Auch insoweit ist maßgeblich, dass das Denkmalrecht den 

für Belange des Denkmalschutzes aufgeschlossenen Eigentümer fordert und ihm in 

verfassungsrechtlich nicht zu beanstandender Weise Zusatzaufwand abverlangt (vgl. 

BVerwG, Urt. v. 21.4.2009, 4 C 3.08, juris Rn. 11 als Synthese des § 7 DSchG 

entsprechenden Landesrechts). 

Nach diesem Maßstab kann die Kammer eine Unzumutbarkeit aus unabhängig 

voneinander geltenden Gründen nicht feststellen. Im Einzelnen: 

(aa) Die Antragstellerin hat die Untragbarkeit der Sicherungskosten nicht in der 

gebotenen Weise durch eine nachvollziehbare Wirtschaftlichkeitsberechnung dargelegt. 

Soweit sie dies zugesteht, aber meint, aus dem Streitstoff gehe auch ohne vollständige 

Wirtschaftlichkeitsberechnung deutlich genug hervor, dass eine wirtschaftliche tragfähige 

Nutzung des Denkmals ausscheide, so ist dem nicht zu folgen. Es fehlt hier insbesondere 

schon an einer hinreichenden Betrachtung der bei einer (zukünftigen) denkmalgerechten 

Nutzung zu erwartenden Erträge, zu der die durch das Erhaltungsgutachten [GA1] 

zumindest überschlägig ermittelten Kosten der streitgegenständlichen Maßnahmen in ein – 

dann näher zu bewertendes – Verhältnis gesetzt werden könnten. 

Die hierzu allein angeführten Berechnungen in dem Verkehrswertgutachten der 

Sachverständigen Dipl.-Ing. [GA11] und Dipl.-Ing. [GA12] vom 22. Oktober 2024 (…) sind 

insoweit schon allein deshalb nicht aussagekräftig, weil das Gutachten den denkbaren 

Umfang einer Nutzung des Denkmalgrundstücks im Zusammenhang mit einer Sanierung 

nur unvollständig, nämlich nur für eine zu geringe Teilfläche erfasst. Denn die 

Antragstellerin hat den Gutachtenauftrag gezielt auf ein hypothetisches, erst noch 

abzutrennendes nördliches Teilgrundstück beschränkt (a.a.O., S. xx, xx), wodurch 

insbesondere das Bebauungspotential im südlichen Grundstücksbereich unzulässig 

ausgeblendet wird. Insoweit wäre für die Zwecke der denkmalrechtlichen Betrachtung aber 

das gesamte Denkmalgrundstück als Einheit in die Betrachtung einzubeziehen gewesen. 

Das geltende Planrecht ermöglicht südlich des Rundbaus der „Schilleroper“ in einem 

Baufenster von mehr als 600m² Fläche bei einer zulässigen Gebäudehöhe von bis zu 21,5m 
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über dem Straßenniveau eine Kerngebietsbebauung unter allgemeiner Zulassung des 

Wohnens. Hierzu wurde innerhalb der Bauaufsichtsbehörde überdies erwogen, hinsichtlich 

einer Überschreitung der Gebäudehöhe eine planungsrechtliche Befreiung zu erteilen (vgl. 

Vermerk des Fachamts … v. …2023, Bl. xxxx der Sachakte).  

Soweit die Antragstellerin dem entgegenhalten möchte, es sei ihr nicht zuzumuten, die über 

den vom eigentlichen Denkmal bestandenen Bereich hinausgehende Grundstücksfläche zu 

nutzen, um den Denkmalerhalt „querzufinanzieren“, geht dies am rechtlichen Maßstab und 

an den Besonderheiten des vorliegenden Falls vorbei. Art. 14 Abs. 1 GG und der darin 

gründende objektbezogene Ansatz der Wirtschaftlichkeitsberechnung gemäß § 7 Abs. 1 

Satz 2 DSchG gebieten es im Grundsatz, dass sich das Denkmal ohne dauerhafte 

Zuschüsse aus dem sonstigen Vermögen des Eigentümers trägt bzw. einen 

entsprechenden Gebrauchswert vermittelt. Denn auch, wenn der Eigentümer keinen 

Anspruch auf eine besondere Rentabilität hat, darf der Erhalt des Denkmals nicht zu einer 

Last werden, die ausschließlich im öffentlichen Interesse besteht und auf diese Weise 

letztlich die Privatnützigkeit des Eigentums am Denkmal vollständig beseitigt (vgl. BVerfG, 

Beschl. v. 2.3.1999, 1 BvL 7/91, juris Rn. 84 f.). Hieraus kann wiederum nicht abgeleitet 

werden, dass die Frage, ob eine Erhaltung des Denkmals dauerhaft den Verbrauch 

sonstigen Vermögens voraussetzt, mittels einer genauen räumlich-gegenständlichen bzw. 

bautechnischen Abgrenzung von Denkmalsubstanz und des von ihr unmittelbar 

bestandenen Bodens einerseits (auf dessen Erträge allein es ankommen soll) und 

sonstigem Grundvermögen andererseits beantwortet ist. Bestimmt sich die Grenze der 

Zumutbarkeit auch mit Blick auf Art. 14 Abs. 1 GG wertend nach den prägenden 

Umständen des konkreten Falls (BVerwG, Beschl. v. 17.11.2009, 7 B 25/09, juris Rn. 16; 

Beschl. v. 7.2.2002, 4 B 4.02, juris Rn. 9; vgl. OVG Hamburg, Urt. v. 1.2.1988, Bf II 69/85, 

NVwZ-RR 1989, 117 [119]) und ist auch die von § 7 Abs. 1 Satz 2 DSchG in den 

Vordergrund gestellte wirtschaftliche Betrachtungsweise nicht in erster Linie an 

bautechnischen Fragen orientiert, ist im Konkreten zunächst darauf abzustellen, inwieweit 

die Denkmalsubstanz Teil einer bereits sinnvoll vorhandenen (rechtlichen, funktionalen 

oder Wirtschafts-)Einheit ist und ob der maßstabsbildende für den Denkmalschutz 

aufgeschlossene Eigentümer diese zukünftig fortsetzen würde. Insbesondere kann bei 

einem einheitlichen Grundstück das Ertragspotential des gesamten Grundstücks nicht ohne 

Weiteres außer Acht gelassen werden (vgl. VGH München, Beschl. v. 14.9.2010, 

2 ZB 08.1815, juris Rn. 8; Beschl. v. 27.1.2010, 2 B 09.250, EzD 1.1 Nr. 33; OVG Münster, 

Urt. v. 20.3.2009, 10 A 1406/08, juris Rn. 67; OVG Koblenz, Urt. v. 26.5.2004, 

8 A 12009/03, juris Rn. 52; Spennemann, in: Martin/Krautzberger, Denkmalschutz und 
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Denkmalpflege, 5. Aufl. 2022, Teil F Rn. 51; siehe auch BVerfG, Beschl. v. 16.2.2000, 

1 BvR 242/91 u.a., juris, das im Zusammenhang mit der Zumutbarkeit der Bodensanierung 

im Grundsatz auf das wirtschaftliche Potential des gesamten Grundstücks abstellt). 

Vielmehr ist gerade umgekehrt der Neuzuschnitt eines Grundstücks in einen unrentablen 

Denkmalteil und einen für die anderweitige wirtschaftliche Nutzung vorgesehenen Rest im 

Rahmen der denkmalrechtlichen Betrachtung rechtfertigungsbedürftig und regelmäßig 

unbeachtlich (vgl. BVerfG, Nichtannahmebeschl. v. 14.4.2010, 1 BvR 2140/08, juris 

Rn. 23 ff., mit der Vorinstanz OVG Koblenz, Beschl. v. 2.7.2008, 1 A 10430/08, juris Rn. 5 

und 7; OVG Lüneburg, Beschl. v. 6.9.2021, 1 LA 26/19, juris Rn. 17). 

Für die Kammer liegt es auf der Hand, dass das Denkmalgrundstück, auf dem die 

„Schilleroper“ steht, eine solche einheitliche Betrachtung verlangt. Diese drängt sich schon 

deshalb auf, weil sowohl ein liegenschaftsrechtlicher als auch ein räumlich-topografischer 

Anknüpfungspunkt für eine getrennte Betrachtung fehlt. Es handelt sich grundbuchrechtlich 

um ein einziges, ungeteiltes Grundstück, das zudem vermessungsrechtlich von einem 

einzigen Katasterflurstück gebildet wird. Zugleich ist das Grundstück nicht derart weitläufig 

oder sonst erkennbar gegliedert, dass eine unterschiedliche Betrachtung seiner 

Teilbereiche naheliegen würde. Im Gegenteil dürfte das Grundstück insgesamt zu jenem 

Bereich gehören, in dem wegen der Wirkungen auf das Denkmal die Beschränkungen des 

denkmalrechtlichen Umgebungsschutzes gemäß § 8 DSchG zu beachten sind, so dass 

letztlich nur eine denkmalrechtlich koordinierte Nutzung des Gesamtgrundstücks in 

Betracht kommt. Zum gleichen Ergebnis zwingt die Nutzungs- und Erwerbsgeschichte des 

Grundstücks. Denn das Grundstück war – bis zur Beseitigung der entsprechenden Bau-

substanz durch die Antragstellerin – ausschließlich, zugleich die Grundstücksfläche 

vollständig erfassend mit dem Rundbau und den Nebengebäuden der „Schilleroper“ 

bebaut. Auch wenn es sich bei letzteren nicht um denkmalgeschützte Substanz gehandelt 

hat, so verdeutlicht dies doch den Zusammenhang der gesamten Grundstücksfläche, der 

sich darin fortsetzt, dass eine Wiederaufnahme der Nutzung des Rundbaus, sofern sie nah 

an der ursprünglichen Verwendung für kulturelle, schaustellerische Veranstaltungen und 

nicht in einer vollständig anderen Nutzungsart zu finden wäre, weiterhin auf funktional 

entsprechende begleitende Baulichkeiten auf der restlichen Grundstücksfläche angewiesen 

wäre. Hieraus folgt auch, dass das Grundstück in der notwendig durch die Historie 

geprägten Verkehrsanschauung als zusammengehörig gilt (vgl. auch die historische 

Schilderung o.). Diese Anschauung spiegelt sich in dem geltenden Bebauungsplan 

St. Pauli 42, der gerade die Möglichkeit eines integrierten Nutzungskonzepts der Rotunde 

und eines etwaigen Neubaus im südlichen Grundstücksbereich planungsrechtlich gezielt 
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gewährleisten möchte (siehe S. 11 der Planbegründung) und in der Benennung des 

gesamten das Grundstück (dreiseitig) umfassenden öffentlichen Wegs als „Bei der 

Schilleroper“. Ein für den Denkmalschutz aufgeschlossene Eigentümer, der ein solches 

Grundstück vorfindet und erwirbt, würde dieses nicht zu dem Zweck, einer Erhaltung des 

Denkmals die Grundlage zu entziehen, oder jedenfalls unter Inkaufnahme dieser Folge 

aufspalten (vgl. zu diesem Betrachtungswinkel BVerfG, Beschl. v. 14.4.2010, 

1 BvR 2140/08, juris Rn. 25). 

Dass es unter Einbeziehung des gesamten Grundstücks und der durch den Bebauungsplan 

eigens eröffneten weiteren Möglichkeiten der baulichen Ausnutzung schlechthin kein 

Nutzungskonzept gibt, das die wirtschaftliche Tragfähigkeit des Denkmalerhalts 

gewährleistet, drängt sich schließlich auch unter Berücksichtigung des Akteninhalts nicht in 

einer Weise auf, dass die Antragstellerin von der nach Vorstehendem nicht geleisteten 

näheren Darlegung befreit wäre.  

(bb) Die Antragstellerin kann sich auf die Unzumutbarkeit, soweit dies hier von Belang 

ist, auch deshalb nicht berufen, weil sie bei ihrem Erwerb die grundlegende 

Sanierungsbedürftigkeit des Denkmals kannte bzw. kennen musste. 

Dahinstehen kann, ob bzw. inwieweit Entsprechendes schon aus der ausdrücklichen 

gesetzlichen Regelung des § 7 Abs. 1 Satz 4 DSchG folgt. Zwar dürfte es zutreffen, dass 

die bisher erstellten Zustandsgutachten den Umfang der Verschlechterung in der 

Denkmalsubstanz seit Unterschutzstellung der „Schilleroper“, insbesondere die 

Entwicklung der statischen Eigenschaften des (bis zum Abbruch des einfassenden 

Mauerwerks und der Einkleidung im Jahr 2021 teilweise verdeckten) Tragwerks nicht 

präzise einzugrenzen geeignet sind. Denn erhebliche Mängel, die ihrer Art nach den 

weiterhin vorhandenen entsprechen, wurden schon im Zeitpunkt der Unterschutzstellung 

festgestellt (vgl. [GA4] v. 6.4.2018, S. x). Immerhin ist es aber naheliegend und im 

Grundsatz auch sachverständig belegt, dass die für den wesentlichen Teil der Kosten der 

streitgegenständlichen Sicherungsmaßnahmen relevanten Korrosionsschäden sich seither 

vergrößert haben (a.a.O.). Insbesondere dürfte der streitgegenständlich angeordnete 

Korrosionsschutz durch Aufbringung hemmender Substanzen auf sämtliche Teile des 

Tragwerks in dem nunmehr anstehenden Umfang erst deshalb erforderlich geworden sein, 

weil mangels früherer, anderweitiger Sicherungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen – zu 

denken wäre etwa an eine Sicherung gegen Witterungseintrag durch Gerüst- und Planen-

Einhausung bereits im Zeitpunkt der Unterschutzstellung oder einen früheren Abriss der 

zuletzt akut einsturzgefährdeten Begleitbebauung – als Notmaßnahme die 
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Tragwerkseinkleidung zuletzt vollständig entfernt werden musste. Soweit die Antragstellerin 

in diesem Zusammenhang darauf verweist, sie habe Erhaltungsmaßnahmen nicht 

widerrechtlich unterlassen, sondern Anordnungen der zuständigen Behörde, wie 

vermeintlich der Sicherungsverfügung aus dem Jahr 2019, Folge geleistet, verkennt sie 

bereits im Ansatz (wieder), dass ihr als Eigentümerin die Denkmalerhaltung gemäß § 7 

Abs. 1 DSchG bereits gesetzlich abverlangt ist. Ihren öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen 

genügt sie nicht allein dadurch, dass sie behördliche (Not-)Sicherungsanordnungen 

abwartet und dann Maßnahmen ergreift. Abgesehen davon dürfte die Behauptung der 

Antragstellerin, sie habe die Sicherungsverfügung vom … 2019 befolgt, das tatsächliche 

Geschehen unzutreffend wiedergeben. Die Antragstellerin hat jene Verfügung angefochten, 

hat den hierauf geschlossenen gerichtlichen Vergleich nicht fristgemäß umgesetzt und hat 

mit anderweitigen Sicherungsmaßnahmen offenbar wiederum erst unter dem Druck einer 

bevorstehenden Ersatzvornahme durch die Denkmalschutzbehörde begonnen. Konkrete 

Erhaltungsmaßnahmen in dem Zeitraum zwischen einstweiliger Unterschutzstellung der 

„Schilleroper“ im Jahr 2006 und dem Frühjahr 2020 macht die Antragstellerin im Übrigen 

nicht geltend; solche sind auch sonst nicht ersichtlich. 

Ohnehin wirkt sich der Umstand, dass die Antragstellerin, wie sie selbst einräumt, das 

Grundstück im Jahr 2014 in Kenntnis sowohl der rechtskräftigen Unterschutzstellung des 

Rundbaus als auch des ganz erheblichen und offensichtlichen Sanierungsbedarfs des 

bereits seinerzeit ungenutzten Objekts erworben hat, entscheidend zu ihren Lasten aus. 

Denn die Beurteilung dessen, was dem Grundstückseigentümer im Interesse des 

Gemeinwohls in Gestalt des Denkmalschutzes zugemutet werden kann, wird nach 

bundesverfassungsgerichtlicher Rechtsprechung maßgeblich davon beeinflusst, ob er die 

entsprechende Belastung gekannt oder zumindest das Risiko einer solchen Belastung beim 

Grundstückserwerb bewusst in Kauf genommen hat (BVerfG, Beschl. v. 14.4.2010, 1 BvR 

2140/08, juris Rn. 24 unter Verweis auf Beschl. v. 16.2.2000, 1 BvR 242/19, juris Rn. 59 f.). 

Dieses freiwillig – „sehenden Auges“ – übernommene Risiko mindert die Schutzwürdigkeit 

des Erwerbers in Abwägung mit den Belangen der Allgemeinheit (BVerfG., a.a.O.). Es ist 

anerkannt, dass dies grundsätzlich eine Berufung auf die wirtschaftliche Unzumutbarkeit im 

Denkmalrecht ausschließt (vgl. OVG Magdeburg, Beschl. v. 25.4.2025, 2 M 16/25, juris 

Rn. 24; OVG Lüneburg, Beschl. v. 31.3.2022, 1 LA 26/21, juris Rn. 16; OVG Berlin, Beschl. 

v. 17.2.2020, OVG 2 S 5.19, S. 15 BA; OVG Bautzen, Urt. v. 24.9.2015, 1 A 467/13, juris 

Rn. 19, 21; OVG Koblenz, Urt. v. 2.12.2009, 1 A 10547/09, juris Rn. 38; Spennemann, in: 

Martin/Krautzberger, Denkmalschutz und Denkmalpflege, 5. Aufl. 2022, Teil F Rn. 17). Dies 

ist auch hier der Fall. 



- 34 -  
 
 
 

 
- 35 - 

 

Soweit die Antragstellerin dem entgegensetzen will, dass der tatsächlich erforderliche 

Sanierungsaufwand sich im Nachhinein als noch umfangreicher herausgestellt habe als 

seinerzeit angenommen, bleibt es dabei, dass sie einerseits grundsätzlich mit einem 

bedeutenden Sanierungs- und Erhaltungsaufwand rechnen musste und andererseits 

spezifisch mit einem ggfls. zeitintensiven Abstimmungsprozess bei der Findung einer neuen 

denkmalgerechten Nutzung. Angesichts dessen hatte sie in jedem Fall in Rechnung zu 

stellen, dass sie den Denkmalbestand zumindest für den Zeitraum bis zur Genehmigung 

einer konkreten Sanierungsmaßnahme oder, falls eine solche wider Erwarten nicht 

zumutbar zu finden wäre, jedenfalls bis zur Klärung der Unzumutbarkeit und Genehmigung 

des Abbruchs vorläufig zu erhalten und zu sichern haben würde. 

Die Kammer kann auch nicht feststellen, dass der damit in Kauf genommene Risikorahmen 

mittlerweile durch Zeitablauf überschritten worden wäre. Darauf, dass sich die Kosten für 

einstweilige Sicherungsmaßnahmen aufgrund des späten Durchführungszeitpunkts und 

eines sich korrespondierend verschlechternden Zustands erhöht haben mögen, könnte es 

schon nach § 7 Abs. 1 Satz 4 DSchG nicht ankommen. Es ist auch nicht etwa ersichtlich, 

dass der Umstand, dass ein Sanierungskonzept bzw. der Abbruch weiterhin nicht 

genehmigt ist, allein oder überwiegend auf eine Verzögerung durch die Antragsgegnerin 

zurückginge. Vielmehr hatte die Antragsgegnerin die Antragstellerin bereits vor einem 

Jahrzehnt zur Entwicklung eines Sanierungs- und Nutzungskonzepts angehalten (vgl. z.B. 

E-Mail v. …2015, Bl. xxxx der Sachakte; E-Mail v. …2015, Bl. xxxx der Sachakte, unter 

Hinweis auf die besondere Pflichtenstellung aufgrund des Erwerbs in Kenntnis der 

Denkmaleigenschaft; E-Mail v. …2015, Bl. xxxx der Sachakte). 

Anhaltspunkte im Zusammenhang mit dem Grundstückserwerb, die eine hiervon 

abweichende Bestimmung der Zumutbarkeitsschwelle tragen könnten, sind dem 

Vorbringen der Antragstellerin nicht zu entnehmen. Insbesondere hat sie davon abgesehen, 

(über die numerische Höhe des Kaufpreises hinaus) Näheres zu den Umständen des 

Erwerbs des Grundstücks von den Voreigentümern vorzutragen und hat insbesondere den 

Kaufvertrag nicht vorgelegt. 

bb. Ermessensfehler der Antragsgegnerin, die im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

zu prüfen wären (§ 114 Satz 1 VwGO), sind nicht festzustellen. Insbesondere ist nicht 

ersichtlich, dass die Ausführung der auferlegten Arbeiten die Antragstellerin (zwar 

wirtschaftlich zumutbar [vgl.o.], aber aus sonstigen Erwägungen) unverhältnismäßig 

belastet. Sollte sich die Antragstellerin durch ein anderes, aber gleich geeignetes 

Erhaltungskonzept weniger belastet sehen – das sich der Kammer aber nicht aufdrängt –, 
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so stände es ihr frei, hiervon im Rahmen der Öffnungsklausel gemäß Nr. 4 des 

streitgegenständlichen Bescheids (die sie, die Antragstellerin, unter einem 

Abstimmungsvorbehalt befähigt, die Anordnung gemäß Nr. 1 für gleich geeignete 

Maßnahmen zu durchbrechen) das Einverständnis der Antragsgegnerin zu verlangen. Die 

der Antragstellerin gesetzten Fristen sind nicht beanstandet worden und erscheinen auch 

sonst nicht unangemessen. 

2. Ein besonderes öffentliches Interesse an der sofortigen Vollziehung der 

vorgenannten Anordnungen ist gegeben und dieses überwiegt das private Aussetzungs-

interesse der Antragsteller. Die Anordnungen sind darauf gerichtet, die Denkmalsubstanz 

gegenüber weiterer Verschlechterung zu sichern, was angesichts der bereits eingetretenen 

Schäden, die sich ohne eine solche Sicherung weiter auszubreiten drohen (vgl.o., 

insbesondere auch die von der Antragstellerin vorgelegten Stellungnahmen), zur Erhaltung 

des Denkmals schon während des Rechtsbehelfsverfahrens unabdingbar erscheint. Das 

Interesse der Antragstellerin, vor einer Bestandskraft der vorgenannten Anordnungen von 

deren beschwerender Wirkung verschont zu bleiben, hat angesichts der Dringlichkeit der 

Substanzsicherung hinter dem öffentlichen Interesse zurückzutreten. Soweit die 

Antragstellerin im vorliegenden Gerichtsverfahren das Vollziehungsinteresse 

demgegenüber mit dem Argument in Abrede zu stellen versucht, die Antragsgegnerin habe 

keine Glaubhaftmachung einer Gefahr eines drohenden Abgangs präsentiert, beschränkt 

sich die Kammer auf den ergänzenden Hinweis, dass die Antragstellerin im 

Zusammenhang mit ihrem Abbruchantrag eine akute Gefahr des Abgangs der 

Denkmalsubstanz selbst geltend macht (vgl. Schreiben v. …2023, Bl. xxxx ff. der Sachakte; 

Stellungnahme [GA3] v. …2023, Bl. xxxx ff. a.a.O.). 

 

B. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 

 

C. Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 53 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 52 Abs. 1 GKG und 

berücksichtigt im Sinne einer einheitlichen und vorhersehbaren Wertbemessung die das 

Gericht nicht bindende, aber als sachgerecht erachtete Empfehlung in Nr. 12.1 des so 

genannten Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit in der bei Einleitung des 

Eilverfahrens zuletzt veröffentlichten Fassung aus dem Jahr 2013. 
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Den danach maßgeblichen wirtschaftlichen Wert der Sache bestimmt die Kammer anhand 

der geschätzten Aufwendungen, um deren Vermeidung es der Antragstellerin geht. Hierbei 

können die Annahmen des Erhaltungsgutachtens von [GA1] als gleichsam unstreitiger 

Mindestbetrag zugrunde gelegt werden, weil die Antragstellerin von wesentlich höherem 

Aufwand ausgeht. Den dort geschätzten Nettokosten in Höhe von x Euro (Summe der 

Einzelbeträge gemäß Gutachten [GA1], S. xx) ist Umsatzsteuer in Höhe von weiteren x 

Euro hinzuzurechnen. Dies folgt der Angabe der Antragstellerin in der Antragsschrift, dass 

Umsatzsteuer in ihrem Fall als zusätzlich belastend zu berücksichtigen sei. Der sich 

ergebende Betrag, x Euro, wird zur Vereinfachung abgerundet. 

Vor dem Hintergrund der dergestalt möglichen Schätzung verbietet sich der Rückgriff auf 

den Auffangstreitwert gemäß § 52 Abs. 2 GKG, zumal dessen Höhe das wirtschaftliche 

Interesse der Antragstellerin hier offensichtlich deutlich verfehlen würde. Insbesondere 

steht hier (abweichend von der Sache 7 E 639/20 betreffend die Sicherungsverfügung vom 

…2019 – vgl. den dortigen Streitwertbeschl. v. 4.9.2020 unter Bezugnahme auf den 

Schriftsatz der Antragsgegnerin v. 7.8.2020) die Durchführung der Sicherungsmaßnahmen 

schlechthin in Streit. 

Von einer weiteren Verminderung in Anlehnung an den Vorschlag in Nr. 1.5 des 

Streitwertkatalogs sieht die Kammer ab, weil in dem Eilverfahren angesichts der zurecht 

geltend gemachten akuten Gefährdung der Substanz des Denkmals eine (teilweise) 

faktische Vorwegnahme der Hauptsache angelegt ist (so bereits Beschl. v. 7.8.2020, 

7 E 639/20). 

 

   

 
 


